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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Verfassungsfragen

Nach der Ablehnung des EWR-Vertrages und den sich daraus ergebenden
Schwierigkeiten in bezug auf die politische Integration der Schweiz in ihr europaisches
Umfeld wurde der Ruf nach einer inneren Reform in der Gestalt einer Totalrevision der
Bundesverfassung wieder starker. Die kleine Kammer liberwies eine entsprechende
Motion von Josi Meier (cvp, LU), welche vom Bundesrat verlangt, eine Vorlage
auszuarbeiten, Uber welche das Parlament im Jubildaumsjahr abstimmen kann. In ihrer
Begrindung machte sie klar, dass durch die politischen und wirtschaftlichen Umbrtche
in Europa und der Welt eine Revision nicht nur formeller, sondern auch materieller Art
notwendig sei. Die Schwierigkeit einer auch inhaltliche Ziele verfolgenden Revision
besteht laut den Staatsrechtlern Rhinow (fdp, BL) und Zimmerli (svp, BE) darin, den
politischen Willen zu dieser Totalrevision auszumachen sowie einen Konsens aller
politisch Verantwortlichen zu den Leitlinien der Revision zustandezubringen; Konflikte
um gewisse materielle Anderungen seien bereits vorprogrammiert. Neben dem
Haupttext sollten dem Parlament deshalb auch Varianten unterbreitet werden, in
welchen lediglich Reformen der politischen Institutionen vorgeschlagen werden. '

Rechtsordnung
Innere Sicherheit

Der Standerat anerkannte die Berechtigung und die Dringlichkeit des Begehrens. Aus
rechtstechnischen Griinden folgte er aber - mit Einverstandnis von Bundesrat Koller -
seiner Kommission, die beantragte, die erforderlichen Bestimmungen nicht ins StGB
einzubauen, sondern ein neues, vom Kommissionsprasidenten Zimmerli (svp, BE)
konzipiertes Bundesgesetz iiber kriminalpolizeiliche Zentralstellen zu schaffen. Dieses
konnte spater den gesetzlichen Rahmen flr weitere Zentralstelle bilden. In der politisch
heikelsten Frage, der Regelung des Datenschutzes, entschied sich der Standerat fur
eine restriktivere Losung, die sich an der britischen Praxis orientiert. Um zu verhindern,
dass Kriminelle herausfinden kénnen, ob Uber sie Gberhaupt Informationen vorhanden
sind, sollen keine Einsichtsgesuche in die Datensammlung der Zentralstellen gestellt
werden kénnen. Der Datenschutzbeauftragte soll Interessierten auf Anfrage lediglich
mitteilen, dass er selbst Einsicht ggnommen habe und dass er - falls Daten vorhanden
gewesen waren - die korrekte Bearbeitung allfallig falsch bearbeiteter Daten
angeordnet héatte. ?

Im Nachgang einer Recherche der SDA fiel das Schlaglicht der 6ffentlichen Debatte im
Februar 2016 plétzlich auf die schon seit Monaten geplante Verscharfung des EU-
Waffenrechts. Als Reaktion auf die Terroranschlage von Paris im vergangenen Jahr solle
mit der Einschréankung des Waffenbesitzes und -handels nun verhindert werden, «dass
Waffen in die Hande von Terroristen fallen», wie EU-Kommissionspréasident Jean-
Claude Juncker von der NZZ zitiert wurde. Sofern die Richtlinie tatsadchlich zustande
kommt, muss die Schweiz als Schengen-Vertragsstaat diese Ubernehmen, um ihre
Mitgliedschaft im Schengener und damit verbunden auch im Dubliner Abkommen nicht
zu gefahrden. Dies erlauterte der Bundesrat in seiner Antwort auf eine entsprechende
Interpellation Ruiz (sp, VD; Ip. 15.4199). Die Schweiz sei jedoch in der zustédndigen
Expertengruppe des Ministerrates vertreten, wenn auch ohne formales Stimmrecht und
nur mit beratender Funktion, was eine gewisse Einflussnahme ermdogliche. Von der
Kommission vorgesehen sind unter anderem strengere Registrierungspflichten, ein
Verbot des Onlinehandels von Waffen und Munition, strengere Regeln flr unbrauchbar
gemachte Waffen, ein Bedlrfnisnachweis - sei es als Jager, Sportschltze oder Sammler
- und eine medizinische Untersuchung als Vorbedingungen fur den
Waffenerwerbsschein sowie ein Verbot von zivilen halbautomatischen Feuerwaffen, die
wie vollautomatische Kriegswaffen aussehen. Diese werden von der EU nicht nur wegen
des relativ leicht moéglichen Umbaus zu vollautomatischen Waffen, sondern auch
aufgrund ihrer hohen Munitionskapazitat als sehr geféhrlich angesehen. Waffen
ebendieser Kategorie kommen im ausserdienstlichen Schiesswesen in der Schweiz
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jedoch zu breitem Einsatz. Die verscharften Regeln liessen es in der Folge auch nicht
mehr zu, dass Armeeangehdrige Ordonnanzwaffen nach dem Ende der Dienstpflicht mit
nach Hause nehmen.

So liess denn auch die Kritik aus dem Umfeld der Waffenlobby nicht lange auf sich
warten. Dora Andres, Préasidentin des Schweizerischen Schiesssportverbandes (SSV),
erkléarte in den Medien, der SSV lehne die Vorschlége der Européischen Kommission
vollumfanglich ab. Die Schweiz brauche kein scharferes Waffenrecht und nétigenfalls
werde man dagegen politisch aktiv werden. Mit rund 133'000 Mitgliedern ware der SSV
problemlos referendumsfahig. Schutzenhilfe erhielt Andres auch von burgerlichen
Politikerinnen und Politikern, darunter CVP-Prasident Christophe Darbellay (VS),
welcher die vorgesehenen Regeln gegentuber dem Sonntags-Blick als <«nicht
kompatibel» mit dem schweizerischen Schitzenwesen und der Milizarmee
bezeichnete. FDP-Nationalrdtin Corina Eichenberger (AG) erachtete gegeniiber der
Aargauer Zeitung eine Verscharfung des Waffenrechts als schlicht nicht in der Lage,
mehr Sicherheit zu garantieren; es sei ein «Irrglaube», dass mit strengeren Regeln der
kriminelle Waffenmissbrauch verhindert werden kénne. Die Milizarmee und die
Armeewaffen zu Hause seien sogar Teil der «schweizerischen DNA», liess sie im
Sonntags-Blick verlauten.

Im Marz 2016 gab Bundesratin Simonetta Sommaruga nach einem Treffen der EU-
Innenminister erste Entwarnung: «Die EU wird der Schweiz das Sturmgewehr nicht
verbieten», wurde sie in der Presse zitiert. Neben der Schweiz hatten sich auch andere
EU-Lander, darunter v.a. baltische und nordische Staaten mit Schitzen- und
Jégertradition, gegen zu zentralistische Verscharfungen gewehrt. In der Folge
verabschiedete der Rat der Innenminister Mitte Juni einen entscharften Entwurf mit
einer eigens auf die Schweiz zugeschnittenen Ausnahmebestimmung. Diese
«Schutzklausel fur das Schweizer Sturmgewehr» (Tages-Anzeiger) ermoglicht es
Schweizer Armeeangehdrigen weiterhin, die Waffe nach Ende der Dienstpflicht zu
behalten. Bedingungen dafir sind allerdings die Mitgliedschaft in einem
Schutzenverein, der Nachweis von jahrlichen Schiesstibungen sowie die regelméssige
medizinische und psychologische Beurteilung des Waffenbesitzers.

Ebendiese Bedingungen waren es denn auch, welche die Freude Uber den Schweizer
Verhandlungserfolg zumindest auf Seiten der Waffenlobby erheblich tribten. So
schrieb die Basler Zeitung weiterhin von der <«Entwaffnung Hunderttausender
Schweizer Burgerinnen und Blrger»; alle seien auf die Entwarnung Sommarugas
hereingefallen, denn durch die von der breiten Offentlichkeit kaum wahrgenommenen
Bedingungen wirden «unbescholtene Schweizerinnen und Schweizer, die eine Waffe
besitzen», kriminalisiert und «der Grundsatz, wonach der Staat seinen Blrgern so lange
vertraut, bis ihnen eine Straftat bewiesen werden kann, [...] ausgehebelt». Stattdessen
mussten ehemalige Soldaten nun beweisen, «dass sie keine Gewalttater sein wollen>.
Nicht zuletzt sah sie darin Uber Umwege die Umsetzung der 2011 abgelehnten Initiative
gegen Waffengewalt. Auch bulrgerliche Parlamentarierinnen und Parlamentarier tbten
abermals Kritik an der Richtlinie und nun insbesondere an den Bedingungen im
«Schweizer Paragraphen». Von einer «schlimmeln] Einmischung in die Schweizer
Gesetzgebung» (Walter Mdller, fdp, SG) und der Gefdhrdung der Souverénitat der
Schweiz (Adrian Amstutz, svp, BE) war die Rede. Die Urteile Uber die Richtlinie im
Allgemeinen wie auch Uber die medizinisch-psychologischen Tests im Besonderen
reichten von «inakzeptabel und lacherlich» (Yannick Buttet, cvp, VS) bis zu «absurd»
(Dora Andres, SSV). Der neue CVP-Président Gerhard Pfister (ZG) forderte von
Bundesratin Sommaruga gar eine Erklarung und allfallige Nachverhandlungen in Brussel.
Der SVP-Nationalrat und Prasident des Berner Schutzenverbandes Werner Salzmann
reichte indes Ende September eine Motion mit dem Titel «Wir lassen uns nicht durch
die EU entwaffnen!» ein. Dem Vorstoss zufolge sollte die Schweiz gemeinsam mit jenen
EU-Staaten, die dem neuen Waffenrecht ebenfalls kritisch gegenlberstehen, die
«unannehmbaren Anderungen» bekampfen.

Im Dezember 2016 einigten sich Vertreter der EU-Mitgliedstaaten, der Européischen
Kommission und des Européaischen Parlaments auf eine Fassung der Waffenrichtlinie,
Uber die als nachstes das Européaische Parlament befinden wird. Unterdessen war es
der européischen Waffenlobby gelungen, die Vorlage weiter abzuschwachen. So sieht
der Antrag zuhanden des Europaischen Parlaments kein Verbot halbautomatischer
Waffen mehr vor, sondern lediglich Einschrankungen betreffend den Verkauf und die
maximale Patronenzahl. Den Mitgliedstaaten ist es nun ausserdem freigestellt, ob flr
den Waffenerwerb medizinisch-psychologische Tests erforderlich sind oder nicht. Bei
der Uberfiihrung in nationales Recht bietet die Richtlinie daher einen gewissen
Spielraum. Was jedoch geblieben ist, sind die Mitgliedschaft in einem Schutzenverein
und die regelmassige Teilnahme an Schiessanlassen als Voraussetzungen, damit
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.08.2017
KARIN FRICK

Schweizer Armeeangehérige das Sturmgewehr behalten durfen. Diese Punkte waren im
ausgehenden 2016 denn auch die meistkritisierten, denn mit Vereinspflicht und
Schiesszwang wolle die EU die Freiheit und Selbstbestimmung der Schweizer
beschranken, zeigte sich Werner Salzmann gegentber der Luzerner Zeitung besorgt. Mit
mehr Dramatik bezeichnete Jean-Luc Addor (VS), SVP-Nationalrat und Vizepréasident
von ProTell, die Schusswaffe als «das Symbol des freien Mannes» und die Reform daher
als unverhaltnismassig. ProTell kiindigte bereits das Referendum an; man toleriere keine
Verscharfung des Schweizer Waffenrechts. Auch ein Ausschluss aus Schengen/Dublin
wirde gemass diversen Zeitungsberichten von der Waffenlobby damit bewusst in Kauf
genommen. *

Im Vorfeld der Verabschiedung der - als Folge der Terroranschlage von Paris im
November 2015 - angepassten EU-Waffenrichtlinie (2017/853) durch das Européische
Parlament am 14. Marz 2017 regte sich in der Schweizer Waffenlobby erneut lautstarker
Widerstand gegen die bevorstehende Verschiarfung des Waffenrechts. Als Schengen-
Vertragsstaat ist die Schweiz verpflichtet, Weiterentwicklungen des Schengen-
Besitzstands nachzuvollziehen, worunter auch die Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie
féllt. Dazu muss die Schweiz etwa die Registrierungspflicht fur Waffen verschéarfen und
den Onlinehandel sowie den Besitz halbautomatischer Waffen flur Privatpersonen
einschranken. Bereits im Februar 2017 berichtete die Sonntagszeitung von der
geplanten Grindung einer neuen parlamentarischen Gruppe «Fir ein liberales
Waffenrecht», welche sich unter dem Co-Prasidium von SVP-Nationalrat Jean-Luc
Addor (VS) und FDP-Stéanderat Josef Dittli (UR) dem Kampf gegen ein verschérftes
Waffenrecht verpflichten werde. Auch der Schweizer Schiesssportverband (SSV) hatte
zusammen mit ProTell und der Interessengemeinschaft Schiessen schon das
Referendum angekuindigt, sollte die Schweiz die verschéarften Regeln Gbernehmen. Im
Anschluss an die Verabschiedung der angepassten Richtlinie durch das Europaische
Parlament und deren Bestatigung durch den Ministerrat meldeten sich in der Presse
wiederholt Schutzenvertreter zu Wort und Ubten harsche Kritik am vorgesehenen
nationalen Waffenregister, am Zwang zur Vereinsmitgliedschaft oder am Verbot von
Gewehrmagazinen mit mehr als zehn Schuss. Durch die neuen Regelungen wirden sie
an der AuslUbung ihres Hobbys gehindert, kriminalisiert und «in den gleichen Topf wie
die Terroristen gesteckt», wie die Luzerner Zeitung SVP-Nationalrat Werner Salzmann
(BE) zitierte. Bestraft wlrden jene, die sich an das Recht halten, pflichtete ihm die
Prasidentin des SSV, die Berner alt-Regierungsratin Dora Andres, bei.

Konsequenz einer Nichtubernahme der Richtlinie kénnte der Ausschluss der Schweiz
aus dem Schengen-Vertrag und damit verbunden auch aus dem Dubliner Abkommen
sein, dank dessen die Schweiz heute viele Asylgesuche an andere europaische Staaten
abgeben kann. Darin begrindet liegt die sowohl von liberaler als auch von linker Seite
geausserte Befurchtung einer neuen europapolitischen Grundsatzabstimmung.
Wahrend liberale Kreise zur Verhinderung einer solchen auf Ausnahmebestimmungen in
der Umsetzung der Richtlinie hofften, betonte SP-Nationalratin Chantal Galladé (ZH), es
sei wichtig aufzuzeigen, dass die Mitgliedschaft im Schengen-Raum flr die Sicherheit
der Schweiz eine zentrale Rolle spiele. Sollten sich die Waffenlobby und die SVP, welche
schon lange Kritik am Schengen-Abkommen ubte, in der Abstimmung durchsetzen
kénnen, drohe der Schweiz «erneut eine europapolitische Baustelle», so Galladé im
Tages-Anzeiger. Dass das angedrohte Referendum durch die Aushandlung weiterer
Sonderregelungen fur die Schweiz verhindert werden koénnte, wurde in der
Bundesverwaltung jedoch angezweifelt. Die Schweiz habe bereits in der
Entstehungsphase der Richtlinie dahingehend einzuwirken versucht und dabei
wenigstens eine Ausnahme errungen, dass Schweizer Armeeangehorige die
Ordonnanzwaffe nach dem Ende der Dienstzeit weiterhin behalten dirfen, obwohl das
Sturmgewehr neu eigentlich in die Kategorie der verbotenen Waffen féallt. SSV-
Geschaftsfihrer Beat Hunziker legte unterdessen keine grosse Kompromissbereitschaft
an den Tag und erklérte, man nehme mit dem Referendum eine allféllige Kindigung von
Schengen/Dublin in Kauf. SSV-Prasidentin Dora Andres glaubte gar nicht erst daran,
dass dieser Fall eintreten kénnte; der Streitwert sei in dieser Sache zu gering, um die
Schweiz tatsachlich vom Schengen-Abkommen auszuschliessen. Es wurde jedoch auch
Kritik an der «<Fundamentalopposition» der Schutzenlobby laut; gerade weil die EU der
Schweiz einen Ausnahmeparagraphen flur das Sturmgewehr zugestanden habe, sei diese
«unbegreiflich», dusserte sich etwa die Zlrcher SP-Nationalratin Priska Seiler Graf
gegenlber der Luzerner Zeitung. Es «ware ein absoluter Verhéltnisblddsinn» fur die
Interessen der Schitzen die Errungenschaften aus Schengen/Dublin wie den
polizeilichen Informationsaustausch, Erleichterungen im Reiseverkehr und die
europaische Zusammenarbeit in Asylverfahren zu opfern. Auch Justizministerin

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Simonetta Sommaruga zeigte sich in der Presse wenig erfreut Uber die heftige und ihrer
Meinung nach verfrihte Reaktion der Schitzen. Sie nehme die Sorgen wahr, aber der
Ubliche Weg der Gesetzgebung stehe noch bevor, weshalb man kthlen Kopf bewahren
solle.

In der Zwischenzeit beschéftigten sich verschiedenste parlamentarische Vorstosse mit
der anstehenden Ubernahme der EU-Richtlinie ins schweizerische Recht. So wollte
beispielsweise Chantal Galladé zusammen mit den Nationalratskolleginnen Barbara
Schmid-Federer (cvp, ZH) und Kathrin Bertschy (glp, BE) die Gunst der Stunde nutzen,
um mit drei gleichlautenden parlamentarischen Initiativen (17.426, 17.427 und 17.428)
ein umfassendes Waffenregister fir die Schweiz zu fordern. Gemass «Sonntags-Blick>»
hofften die Initiantinnen, damit Druck zu machen, dass ein solches in die
Vernehmlassungsvorlage zur Umsetzung der EU-Richtlinie einfliessen sollte. Der
Aargauer FDP-Standerat und Hobbyschitze Philipp Miller machte sich indes Sorgen um
die Schweizer Schiesstradition und stellte dem Bundesrat mittels Interpellation (Ip.
17.3255) die Frage nach der «Vereinbarkeit der Schweizer Schiesstradition mit der EU-
Waffenrichtlinie», wie auch der Titel des Vorstosses lautete. Gegenuber dem Tages-
Anzeiger erklérte Miller es zum Ziel, «Schengen/Dublin zu behalten und dabei das
traditionelle Schiesswesen nicht zu gefédhrden.» CVP-Nationalrat Yannick Buttet (VS)
stellte dem Bundesrat ebenfalls mittels einer Interpellation (Ip. 17.3280) die Frage nach
den Auswirkungen der EU-Beschlisse zum Waffenrecht auf die Schweiz und Werner
Salzmann wollte dem Bundesrat per Motion gar «verbieten, die neuen Regeln zu
Ubernehmen», wie es der «Blick» formulierte. Er hatte im letzten Jahr bereits eine
Motion mit dem Titel «Wir lassen uns nicht durch die EU entwaffnen!» eingereicht, die
im Marz 2017 im Nationalrat auf breite Zustimmung gestossen war.

Da die EU-Richtlinie nicht direkt anwendbar ist, besteht bei der Uberfilhrung ins
nationale Recht ein gewisser Spielraum, den die Schweiz auch nutzen wolle, wie das
Fedpol im Mai verlauten liess. So solle sich fir enemalige Armeeangehdrige, die bereits
im Besitz eines Sturmgewehrs sind, nichts andern. Die neuen Regeln sollen erst flr jene
gelten, die zuklnftig eine halbautomatische Waffe kaufen oder nach dem Ende der
Dienstpflicht behalten wollen. Doch anstatt zu beschwichtigen, liess diese Ankindigung
die Wogen erneut hochgehen. Die Basler Zeitung schrieb fortan von der «Entwaffnung
auf Zeit» und witterte dahinter die «Wahrung des Besitzstandes fir ehemalige
Wehrmanner», um die Fihrungsriege der Schitzen vom Referendum abzubringen. Die
obligatorische Mitgliedschaft in einem Schultzenverein hingegen solle letztere «milde
stimmen» und sei darlber hinaus juristisch fragwirdig, da sie gegen die negative
Vereinigungsfreiheit laut Art. 23 Abs. 3 BV verstosse, so die Behauptung. Wahrend
Werner Salzmann im «Blick» erneut betonte, das schérfere Waffenrecht verhindere
keinen Terroranschlag und rette kein Menschenleben, aber schikaniere die Schitzen
und sei ein «Burokratiemonster», stellte Werner Hohler, Interimsprasident von ProTell,
gegenlber der Basler Zeitung unmissverstandlich klar: «Wir akzeptieren keine noch so
minimale Verscharfung des Waffenrechts, sondern wir wehren uns mit allen politischen
und rechtlichen Mitteln dagegen.»

Mitte Juni 2017 fallte der Bundesrat sodann die formale Entscheidung, dass er die EU-
Feuerwaffenrichtlinie akzeptieren und diese ins Schweizer Recht Ubernehmen will. Die
angeklindigte «pragmatische» Umsetzung solle nun weder ein zentrales Waffenregister
noch eine Beschrankung der Gewehrmagazine auf zehn Schuss enthalten. Auch im
letzten wesentlichen Streitpunkt, der Pflicht zur Vereinsmitgliedschaft und zum
regelmassigen Uben an der Waffe als Voraussetzungen fir den Erwerb einer
halbautomatischen Waffe, worunter auch die Armeewaffe fallt, signalisierte der
Bundesrat Gesprachsbereitschaft. ProTell sah genau darin jedoch die EinfUhrung eines
Bedurfnisnachweises, wie er 2011 vom Volk abgelehnt worden war, und hielt zusammen
mit weiteren Schitzenkreisen und der SVP trotz aller Zugesténdnisse an der
Referendumsdrohung fest. Unter den burgerlichen Politikern, die sich anfanglich noch
in breiter Front gegen eine Ubernahme der Richtlinie gewehrt hatten, bréckelte der
Widerstand jedoch. Wegen so kleiner Einschréankungen wie der Mitgliedschaft in einem
Schutzenverein solle Schengen/Dublin nicht aufs Spiel gesetzt werden, war vermehrt zu
vernehmen. Die Vernehmlassung zur Umsetzung der Richtlinie wird noch im Herbst
2017 erwartet.
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ANDERES
DATUM: 06.12.2011
MARC BUHLMANN

Institutionen und Volksrechte
Institutionen und Volksrechte

Im November lancierte ein aus Politikern von SVP, FDP, LP und CVP gebildetes Komitee
eine Volksinitiative mit dem Titel "Deregulierungsinitiative: Mehr Freiheit - weniger
Gesetze". Der Anstoss zu diesem Volksbegehren war aus dem Gewerbeverband des
Kantons Zurichs gekommen. Die Initiative verlangt, dass flinf Jahre nach ihrer Annahme
samtliche Gesetze und allgemeinverbindlichen Bundesbeschlisse aufgehoben werden,
welche in der Zwischenzeit nicht eine ausdrickliche Bestatigung durch die
Bundesversammlung erhalten haben. Zudem sollen diese Bestatigungsbeschliisse dem
fakultativen Referendum unterstellt sein. Ausgenommen von dieser Ausmerzaktion
wéaren nur Gesetze und Beschlusse, die auf bi- oder multilateralen Vertréagen beruhen,
und solche, die "zur Sicherstellung der staatlichen Ordnung unumgénglich sind". In
dieselbe Richtung mochte auch der Christlichdemokrat Epiney (VS) gehen. Der
Nationalrat Uberwies seine Motion [95.3175] , welche vom Bundesrat fordert, ein
Inventar aller Staatsaufgaben und deren Kosten sowie eine darauf gestutzte Verzichts-
und Privatisierungsplanung vorzulegen. ®

Bundesrat

Der Standerat befasste sich als erster mit den Vorschlagen des Bundesrats flr die
"Regierungsreform 93". Die vorberatende Kommission unterstitzte das Projekt
grundséatzlich, beantragte jedoch beim Kernpunkt der Vorlage, der Schaffung von
zusitzlichen Staatssekretarposten, zwei wichtige Anderungen: Deren Zahl soll von
maximal 21 auf 10 reduziert und ihre Wahl durch die Bundesversammlung bestéatigt
werden. Den ersten Antrag begriindete sie mit dem Risiko eines Referendums infolge
der entstehenden Kosten, den zweiten mit dem politischen Gewicht, das
Staatssekretéare haben muissen, um den Bundesrat im Parlament und in
aussenpolitischen Verhandlungen spurbar entlasten zu kénnen. Im Plenum unterlag
Zimmerli (svp, BE) mit seiner grundsatzlichen Opposition gegen die Schaffung von
zuséatzlichen Staatssekretérposten. Seiner Ansicht nach wirde damit die Fortsetzung
der Reform in Richtung eines zweistufigen Regierungskabinetts und zuungunsten der
von ihm vorgezogenen Heraufsetzung der Zahl der Bundesréate préjudiziert. Die Zahl der
Staatssekretéare wurde auf zehn begrenzt und mit Zweidrittelsmehrheit gegen den
Widerstand des Bundesrates auch die Wahlbestatigung durch die Bundesversammlung
eingefuhrt. Gegen den Willen des Bundesrats verbot die kleine Kammer im weiteren die
Stimmenthaltung bei Abstimmungen in Bundesratssitzungen; diese Regel besteht auch
in Kantonsregierungen und Richterkollegien. Die Neuerung, dass der Bundesrat Uber
die Organisation der Departemente selbst entscheiden kann, blieb unbestritten. In der
Gesamtabstimmung nahm der Rat die Reform mit 21zu 3 Stimmen an. ¢

Zu einer ersten Klarung der Situation trugen die Parlamentswahlen bei. So zogen die
Grlnen aufgrund der Niederlage bei den Parlamentswahlen ihren Anspruch auf einen
Bundesratssitz zurlick und traten nicht bei den Erneuerungswahlen an, obwohl sie noch
vor den Wahlen einen Regierungssitz fur sich reklamiert hatten. Sie hatten dabei nicht
nur mit ihrer Wahlerstarke sondern auch mit der wachsenden Bedeutung und
Berucksichtigung der Umweltpolitik argumentiert und eine Liste mit moglichen
Kandidierenden (darunter die Regierungsrate Bernhard Pulver (BE) und Guy Morin (BS),
der Genfer Stdnderat Robert Cramer oder die Zlrcher Stadtrétin Ruth Genner) ins
Gespréach gebracht. Die BDP hingegen sah dank ihres Erfolges bei den Wahlen keinen
Anlass, ihre Bundesratin zurlickzuziehen. Eveline Widmer-Schlumpf gab Ende Oktober
denn auch definitiv bekannt, sich fur die Wiederwahl bereitzustellen. Die SVP ihrerseits,
die bei den Wahlen Sitze einblssen musste, schloss vorerst eine Kampfkandidatur
gegen die FDP aus.

Die SP brachte mdégliche Kandidaten flr die Nachfolge von Micheline Calmy-Rey frih in
Stellung  und nutzte die  Auswahlprozedur  geschickt  fur  zusatzliche
Medienaufmerksamkeit im Wahlkampf. Die Partei bekréaftigte, dass nur Kandidierende
aus der lateinischen Schweiz in Frage kamen. Als Topfavoriten galten der Waadtlander
Staatsrat Pierre-Yves Maillard und der Freiburger Standerat Alain Berset. Kandidaturen
reichten zudem Nationalrat Stéphane Rossini (VS) und die Tessiner Nationalratin Marina
Carobbio ein. Die SP-Fraktion prasentierte Ende November mit Alain Berset und Pierre-
Yves Maillard ein Zweierticket. Die Nichtnomination von Marina Carobbio stiess
insbesondere in der Sidschweiz auf Enttéduschung, bedeutete dies doch, dass das
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Tessin seit 1996 (Rucktritt von Flavio Cotti) weiter auf eine Vertretung in der
Landesregierung warten musste.

Obwohl die SVP sich schon sehr frih als Herausforderin profilierte, tat sie sich mit der
Suche nach Kandidierenden schwer. Zwar brachte sich Jean-Francois Rime (FR) schon
frih in Stellung. Die als Favoriten gehandelten Kandidaten sagten aber spatestens nach
den Parlamentswahlen alle ab: So verzichteten etwa der nicht in den Stéanderat gewéahlte
Caspar Baader (BL) oder der neue Stdnderat Roland Eberle (TG). Auch Nationalrat Adrian
Amstutz (BE), der im November seine Wiederwahl in den Stédnderat nicht geschafft
hatte, verzichtete genauso auf eine Kandidatur wie der umworbene Nationalrat Peter
Spuhler (TG) und Parteiprésident Toni Brunner (SG). Zum Problem der SVP wurde
allgemein die Wahlbarkeit der Kandidierenden: Wahrend linientreue Hardliner vom
Parlament als nicht wahlbar betrachtet wurden, hatten es moderate SVP-Exponenten
schwer, die Hurde der Fraktionsnominierung zu Uberspringen. Bis Ende November
meldeten schliesslich Nationalrat Guy Parmelin (VD), Stadnderat Hannes Germann (SH),
und die Regierungsrate Jakob Stark (TG) und Heinz Ténnler (ZG) ihre Ambitionen an.
Eher Gberraschend kam die Kandidatur von Nationalrat und Gewerbeverbandsprasident
Bruno Zuppiger (ZH), der als Schwergewicht betrachtet wurde und der angab, auf Bitte
von Christoph Blocher (ZH) anzutreten. Zuppiger war jeweils schon bei den
Bundesratswahlen 2003, 2007 und 2008 von der SP als valabler SVP-Kandidat ins Spiel
gebracht worden. Er galt deshalb weit Uber das birgerliche Lager hinaus als wahlbar
und wurde denn auch prompt neben Rime auf ein Zweierticket gehievt. Allerdings
zwang ihn ein von der Weltwoche verbreiteter Vorwurf, bei einer Erbschaft
unrechtmaéssig Geld abgezweigt zu haben, zum Rickzug seiner Kandidatur. Die Presse
ging mit der SVP-Spitze, die offenbar von der Sache gewusst hatte und vorerst an
Zuppiger festhielt, hart ins Gericht. In einer Nacht- und Nebelaktion stellte die SVP in
der Folge nicht etwa einen der von den Kantonalsektionen nominierten Kandidaten,
sondern Nationalrat Hansjorg Walter als Ersatzkandidaten auf. Dieser hatte sich im
offiziellen Nominationsverfahren nicht zur Verfligung gestellt, weil er das Amt des
Nationalratsprasidenten Ubernehmen wollte. Der Wechsel wurde in der Presse als
unprofessionell, unglaubwirdig und peinlich bezeichnet und die Spitze der SVP musste
Fehler bei der Beurteilung der Kandidaten einrdumen. Walter selber, der noch 2008
aufgrund einer einzigen Stimme nicht zum Bundesrat und im Berichtjahr mit einem
glanzenden Resultat zum Nationalratsprasidenten gewahlt worden war, machte
deutlich, dass er nur gegen den Sitz der BDP antreten wirde.

Nach den Hearings gaben sowohl die Grinen als auch die SP bekannt, dass sie ihrer
Fraktion die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf empfehlen wirden. Die CVP
und die BDP diskutierten gleichzeitig Uber eine starkere kinftige Kooperation. Es
zeichnete sich deshalb ab, dass die SVP héchstens auf Kosten der FDP einen zweiten
Sitz erhalten wiirde. ’

Bundesverwaltung - Organisation

Die im Vorjahr vom Nationalrat Uberwiesene Motion Epiney (cvp, VS) flur eine
umfassende Uberpriifung der staatlichen Leistungen und die Ausarbeitung einer
Verzichts- und Privatisierungsplanung wurde mit 19 zu 12 Stimmen auch vom Standerat
Uberwiesen. Er tat dies geméss Kommissionssprecher Frick (cvp, SZ) aber nicht aus
Ubereinstimmung mit diesen expliziten und weitreichenden Motionszielen, sondern um
die in der Einleitung der Motion enthaltene Forderung nach einer Verwaltung nach den
Grundséatzen des New Public Management zu unterstitzen. ®
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HANS HIRTER

Parlamentsmandat

Auf Antrag seiner Kommission lehnte der Sténderat den Entscheid des Nationalrats aus
dem Vorjahr ab, die Immunitdt von Nationalrat Keller (sd, BL) im Fall einer
Strafverfolgung wegen Verstosses gegen das Anti-Rassismusgesetz aufzuheben. Die
Kommission verurteilte zwar die Ausserungen Kellers, begriindete ihren ablehnenden
Antrag jedoch damit, dass bei dem hier vorliegenden Fall der relativen Immunitéat (Keller
hatte sein Communiqué als Nationalrat und Parteiprasident gezeichnet) ein gewisser
Ermessensspielraum bestehe. Insbesondere kdnne die Immunitat gewahrt bleiben,
wenn ungenlgende Anhaltspunkte flr eine Verurteilung vorliegen. Dies war nach
Ansicht der Kommission der Fall: Keller habe unmittelbar nach seiner Tat klargestellt,
dass sich der Boykottaufruf nicht gegen Juden im allgemeinen richte, sondern gezielt
als Gegenmassnahme gegen diejenigen amerikanischen judischen Firmen, welche zu
einem Boykott der Schweiz aufrufen, gedacht sei. Fur den Berner Zimmerli (svp) war
diese Argumentation nicht stichhaltig. Da es sich nicht um einen unbedeutenden Fall
von Ehrverletzung handle, sondern um die Auslegung eines neuen und unter
Menschenrechtsaspekten sehr wichtigen Gesetzes, kdnne nicht das Parlament in einem
summarischen Vorverfahren Uber die Strafwirdigkeit urteilen. Sein Antrag, die
Immunitat von Nationalrat Keller aufzuheben, unterlag mit 27:15 Stimmen. Der
Nationalrat bestatigte hingegen mit dem praktisch gleichen Stimmenverhéltnis wie im
Dezember 1998 (96:55) seinen Aufhebungsentscheid. In der Differenzbereinigung hielt
die kleine Kammer mit 25:11 Stimmen an ihrem ursprunglichen Entscheid fest, womit
das Geschaft aus den Traktanden gestrichen und die Immunitat von Keller nicht
aufgehoben wurde. ?

1995 war der Stdnderat mit seinen Bestrebungen fir eine engere Fassung der
gesetzlichen Bestimmungen liber den Schutz von Parlamentariern und von diesen
gewahlten Magistratspersonen vor der Strafverfolgung am Veto des Nationalrats
gescheitert. Nun unternahm seine Kommission flir Rechtsfragen einen neuen Anlauf.
Mit einer parlamentarischen Initiative beantragte sie eine restriktivere Bestimmung,
indem festgehalten werden soll, dass diese relative Immunitét (d.h. das Erfordernis
einer Zustimmung des Parlaments zu einer Strafverfolgung) nur dann gewahrt wird,
wenn die inkriminierte Handlung in ,unmittelbarem™ Zusammenhang mit der amtlichen
Tatigkeit steht. Da allerdings dieser Zusammenhang nicht objektiv definiert werden
kann, wird weiterhin das Parlament dartber zu entscheiden haben, ob ein solcher
gegeben sei. Gemaéss den Ausflihrungen des Kommissionsprasidenten Zimmerli (svp, BE)
anlasslich der Eintretensdebatte waére ein solcher unmittelbarer Zusammenhang
gegeben, wenn die inkriminierte Person sich bei ihren Ausserungen auf Informationen
stltzt, die sie im Zusammenhang mit ihrer parlamentarischen Tatigkeit erworben hat.
Der Stéanderat stimmte dieser neuen Regelung zu. Gegen den Kommissionsantrag hatten
sich zwei Opponenten mit gegenséatzlicher Stossrichtung gestellt: Carlo Schmid (cvp, Al)
beantragte Nichteintreten, da eine moglichst weitgefasste relative Immunitat fur die
Meinungsfreiheit der Parlamentarier, die eine andere Rolle als die Ubrigen Burger zu
erfiillen hatten und deren Ausserungen auch viel kritischer wahrgenommen wirden,
von grosser Wichtigkeit sei. Im Gegensatz zu ihm pladierte der Freisinnige Marty (TI) fur
die Abschaffung der relativen Immunitat, da dieses Privileg fur die Ausiibung des Amtes
fir die meisten Parlamentarier ohnehin nicht relevant sei, da gegen sie nie
Strafanzeigen eingereicht wirden. Der Nichteintretensantrag Schmid wurde vom Rat
mit 28:15 Stimmen abgelehnt. Der Antrag der von Marty vertretenen Minderheit, die
Immunitat nur noch fir Handlungen, die sich direkt auf die amtliche Tatigkeit von
Parlamentariern beziehen (also z.B. Reden im Parlament und dessen Ausschissen) zu
gewéahren, wurde relativ knapp abgelehnt.

Einem einstimmigen Antrag seiner Rechtskommission folgend, beschloss der
Nationalrat diskussionslos, auf diesen Entscheid des Stédnderats nicht einzutreten.
Kommissionssprecher de Dardel (sp, GE) begriindete diese Ablehnung einerseits damit,
dass diese neuen Bestimmungen noch mehr Interpretationsprobleme schaffen wiirden
als die bisherigen. Andererseits war aus seiner Begrindung auch deutlich die
Verargerung Uber die Haltung der kleinen Kammer im Fall der Immunitatsgewahrung far
Nationalrat Keller (sd, BL) herauszuhéren (siehe dazu hier). ©
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Organisation der Bundesrechtspflege

In das Sofortprogramm soll geméss einer vom Standerat Gberwiesenen Motion Zimmerli
(svp, BE) auch die Bestimmung aufgenommen werden, dass das Bundesgericht nicht nur
formal, sondern auch inhaltlich auf staatsrechtliche Beschwerden gegen kantonale
Entscheide eintreten kann. Damit ware Gewahr geboten, dass auch in Kantonen ohne
eigenes Verwaltungsgericht die von Art. 6.1 der Européischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) geforderte vollstdndige Behandlung von Rekursen
gegen staatliche Entscheide durch unabhangige richterliche Instanzen erflllt werden
kann. Bundesprasident Koller hatte sich vergeblich gegen diese Motion ausgesprochen,
welche seiner Ansicht nach auf unzulédssige Weise in die kantonale Verfahrenshoheit
eingreift. "

Die im Vorjahr vom Stédnderat Gberwiesene Motion Zimmerli (svp, BE), welche verlangte,
dass das Bundesgericht nicht nur formal, sondern auch materiell auf staatsrechtliche
Beschwerden gegen Kantone eintreten kann, um in allen Fallen den Anforderungen der
EMRK zu gentigen, fand im Nationalrat keine Unterstitzung. Da die wenigen Kantone,
welche noch nicht Uber ein Verwaltungsgericht verfiigen (UR, AR und Al), mit dem
revidierten Gesetz Uber die Organisation der Bundesrechtspflege zur Einrichtung
entsprechender Instanzen innerhalb von funf Jahren verpflichtet werden, wurde der
Vorstoss als Uberfliissig abgelehnt.

Volksrechte

Die im Vorjahr in Schwung gekommene Diskussion Uber die Zulassigkeit von
Riickwirkungsklauseln in Volksinitiativen wurde im Berichtsjahr aus aktuellem Anlass
weitergefuhrt. Zuerst hatte das Parlament zur Volksinitiative «40 Waffenplatze sind
genug» Stellung zu nehmen. Dieses Begehren wurde primar zur Verhinderung des 1989
von der Bundesversammlung beschlossenen Waffenplatzes Neuchlen (SG) eingereicht
und ist deshalb mit einer Rickwirkungsklausel ausgestattet. Noch wahrend dieser
Auseinandersetzung reichten Armeegegner eine Volksinitiative ein, welche den
Parlamentsbeschluss fir den Kauf von F/A-18-Kampfflugzeugen ebenfalls mit einer
rickwirkenden Bestimmung zu Fall bringen'will. Einige burgerliche Parlamentarier -
unter ihnen der Berner Stédnderat Zimmerli (svp) - sprachen sich ,fur eine
Ungultigkeitserklarung der Waffenplatzinitiative aus, da mit ihr im nachhinein ein
gemass Verfassung dem Parlament zustehender Entscheid korrigiert werden soll und
damit die Volksinitiative den Charakter eines nicht vorgesehenen Referendums
erhalte. ®

Die im Berichtsjahr wieder etwas haufiger vorgekommenen Niederlagen der
Parlamentsmehrheit in Volksabstimmungen fuhrten zu neuen Vorschléagen, wie
oppositionellen Initiativ-, Referendums- und Abstimmungskomitees das Leben
schwerer gemacht werden kénnte. Okonomieprofessoren, die davon ausgehen, dass
der schweizerische Staat handlungsunfahig geworden ist, schlugen eine massive
Einschrankung des fakultativen Referendums vor. Dieses soll nur noch gegen
Parlamentsbeschlisse ergriffen werden kdénnen, die in den Réaten keine
Zweidrittelmehrheit erreicht haben. Nach der nur knapp ausgefallenen Zustimmung zu
dem von fast allen Parteien unterstitzten Antirassismus-Gesetz regte Standerat
Zimmerli (svp, BE) mit einer parlamentarischen Initiative an, dass ein
Parlamentsbeschluss erst dann als abgelehnt gilt, wenn die ablehnende Mehrheit
mindestens einen Drittel der Stimmberechtigten ausmacht; beim Beitritt zu
supranationalen Organisationen oder bei Verfassungsteilrevisionen musste dazu auch
noch eine ablehnende Mehrheit der Stande kommen. Ein analoges Quorum von einem
Drittel der Stimmberechtigten ware fir die Annahme einer Volksinitiative neben
Stande- und Volksmehr erforderlich. ™
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Wahlen
Wahlen in kantonale Regierungen

Bei den Gesamterneuerungswahlen im Kanton Bern waren nach den Rucktritten von
Peter Widmer (fdp), der die politische Blhne nach achtjahriger Zugehorigkeit zur
Regierung verliess, sowie Peter Schmid (svp), der Interesse an der Nachfolge von
Standerat Ulrich Zimmerli signalisierte, zwei Sitze neu zu besetzen. Der Wahlkampf warf
keine grossen Wellen, was nicht weiter erstaunlich war, weil von Anfang an keine
parteipolitischen Veranderungen zu erwarten waren, da die beiden grossen
blrgerlichen Parteien mit einer gemeinsamen Liste und partnerschaftlicher Werbung
antraten. Seit der 1990 vorgenommenen Verkleinerung der Exekutive auf sieben Sitze
beanspruchte die SVP drei Sitze, die FDP deren zwei fur sich; die beiden weiteren Sitze
wurden der SP Uberlassen. Mit dem Wahlausgang vom 19. April zeigten sich sowohl
Biirgerliche als auch die SP zufrieden, weil fur sie aus den Wahlen keine eigentlichen
Niederlagen resultierten. Das traditionelle Wahlbiindnis zwischen SVP und FDP hatte
sich ein weiteres Mal bewahrt: als Siegerin ging Elisabeth Zolch (svp) aus den
Regierungsratswahlen hervor, die in 20 von 26 Amtsbezirken das beste Resultat
erzielte. Auf dem zweiten und dritten Rang landeten der Vertreter des Berner Jura,
Mario Annoni (fdp), der vor vier Jahren noch vor Zélch das beste Resultat erreicht hatte,
sowie Hans Lauri (svp). Das birgerliche Quintett vervollstandigten die freisinnige Dora
Andres sowie Werner Luginbihl (svp), die als Neue den Sprung in die Regierung sicher
schafften.

Die Linke, die mit finf Kandidaturen angetreten war, verfehlte ihr Wahlziel auf einen
dritten Sitz in der Regierung deutlich. Immerhin konnten die beiden bisherigen
sozialdemokratischen Kandidaten Dori Schaer und Samuel Bhend im Gegensatz zu den
letzten Regierungsratswahlen vor vier Jahren die burgerlichen Phalanx sprengen und
Uberrundeten stimmenmassig die beiden neugewéahlten Blrgerlichen. Eine Niederlage
musste die dritte SP-Kandidatin Elisabeth Gilgen einstecken, die das absolute Mehr
nicht schaffte und den Einzug in die Regierung deutlich verpasste. Einen
Achtungserfolg erzielten die beiden grinen Politikerinnen Regula Rytz und Barbara von
Escher, welche nur unwesentlich hinter Gilgen zurickblieben. Aus rot-grinen Kreisen
wurde einmal mehr das Majorzwahlrecht kritisiert, bei dem die Blrgerlichen die
Sitzzahl der Linken bestimmen kénnten. Nichts mit dem Wahlausgang zu tun hatten die
weiteren Kandidaten aus EVP, SD, Blrgerpartei und Vereinzelte. Die Regierung setzt
sich auch weiterhin aus drei SVP-Mitgliedern, zwei Freisinnigen und zwei
Sozialdemokraten zusammen. Im Kanton Bern sitzen mit Zdlch, Schaer und Andres
erstmals drei Frauen in einer Kantonsregierung. Das Resultat der Regierungsratswahlen
insgesamt war Ausdruck einer offenbar weit verbreiteten Zufriedenheit des Wahlvolkes
mit der Regierungsarbeit: die Bisherigen belegten geschlossen die ersten funf Platze.
Andererseits widerspiegelt es eine grosse Gleichglltigkeit gegentber der kantonalen
Politik: die Stimmbeteiligung war mit 29,3 Prozent &usserst tief (1994: 33,5%).

Obschon sich SVP und FDP wegen der Wahlkreis- und Bezirksreform zerstritten hatten,
einigten sie sich fur die Wahlen im April rechtzeitig auf eine gemeinsame
Regierungsratsliste, auf der die bisherigen Exekutivmitglieder Urs Gasche, Werner
Luginbiihl und Elisabeth Zoélch (alle svp) sowie Dora Andres und Mario Annoni (beide
fdp) figurierten. Auf der links-griinen Liste kandidierten flr die SP Regierungsrat
Samuel Bhend, Grossratin Barbara Egger, die die Sozialdemokraten als Ersatz fur die
zurlckgetretene Dori Schaer nominiert hatten, und Grossratin Chantal Bornoz Flick aus
dem Berner Jura sowie Franziska Teuscher vom Grlnen Blindnis und Bernhard Pulver
von der Grlnen-Freien Liste. Im Wahlkampf dominierte der Finanznotstand des
Kantons, doch hielten sich die Parteien mit Positionsbezlgen zurlck, da die Regierung
im Januar im Auftrag des Parlaments eine umfassende Uberpriifung der Staatsaufgaben
vornehmen wollte. Bei einer Stimmbeteiligung von lediglich 28,2% erzielten die
Biirgerlichen die besten Resultate: Auf Dora Andres (fdp) folgten Urs Gasche (svp),
Werner LuginbUhl (svp), Elisabeth Zoélch (svp) und Mario Annoni (fdp). Die
Sozialdemokraten Samuel Bhend und Barbara Egger (sp) belegten die Range sechs und
sieben. Franziska Teuscher (gb), die nur knapp hinter Egger lag, und Chantal Bornoz
Fluck (sp) erreichten ebenfalls das absolute Mehr, schieden aber als Uberzéhlig aus.
Knapp unter dem absoluten Mehr lag Bernhard Pulver (gfl). '
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Bei den Gesamterneuerungswahlen in 8 Kantonen (BE, FR, GL, GR, JU, NW, OW und ZG)
kam es einzig in Bern und im Jura zu wesentlichen Verschiebungen der
Machtverhéltnisse zwischen den Parteien. In Bern fand ein Wechsel von der
traditionellen birgerlichen zu einer rotgrinen Mehrheit statt, im Jura gewannen die
Blrgerlichen umgekehrt die in den letzten Wahlen verlorene Mehrzahl der
Regierungssitze zurick. Wie im Vorjahr konnten die Grinen ihre Prasenz in den
kantonalen Regierungen vermehren. In Bern gelang Bernhard Pulver (gp) als Teil der
erfolgreichen grin-linken Liste der Wiedereinzug eines griinen Kandidaten in den
Regierungsrat (bereits von 1986-90 hatten die Grlinen zwei Vertreter in der damals 9-
kopfigen Exekutive). In Zug gewann die grine Alternative Liste (seit Anfang 2007 mit
Beobachterstatus bei der GP) auf Kosten der SP einen zweiten Sitz in der Exekutive, und
das 2005 in die GP eingetretene Demokratische Nidwalden konnte seinen Sitz in der
Nidwaldner Regierung verteidigen. Die Zuger Regierungsratswahlen zeigten, dass die
Grinen in einzelnen Kantonen zu einer ernsthaften Konkurrenz fir die SP geworden
sind, fur die 2006 ein sehr durchwachsenes Wahljahr war. Dem Erfolg in Bern, wo die
SP einen Sitz gewinnen konnte und nun mit 3 Regierungsraten vertreten ist, stehen die
Verluste von je einem Regierungssitz in Glarus, Jura und Zug gegenuber. Wahrend in
Zug und Glarus, wo der Regierungsrat auf 5 Mitglieder verkleinert wurde, das Verhéltnis
zwischen linker und burgerlicher Seite unberthrt blieb, bedeutete der Mandatsverlust
im Jura den Verlust der erst 2002 errungenen linken Regierungsmehrheit. Den
Christlichdemokraten gelang es im Jura wie auch in den Ubrigen 6 Kantonen, in denen
sie an der Regierung beteiligt sind (alle ausser BE), ihre Sitze zu halten. Die Gewinner
der Wahlen in die jurassische Exekutive waren die Freisinnigen, deren Kandidat den
2002 verlorenen Sitz mit der héochsten Stimmenzahl zurtickerobern konnte. In Glarus
(wo die Sitzzahl von 7 auf 5 reduziert wurde) und in Bern verlor die FDP hingegen je ein
Regierungsmitglied. Der Sitzverlust in Bern war die einzige Anderung bei der SVP. Sie
behielt ihre Mitglieder in den Glarner, Graublndner und Zuger Exekutiven, versuchte
jedoch in Freiburg, Jura und Nidwalden vergeblich, eine Regierungsbeteiligung zu
erkdmpfen. Auch 2006 bestéatigte sich damit die Tendenz der Wahlerinnen und Wahler
in den Kantonen, die SVP zwar in den Parlamenten zu starken, ihr jedoch wenig Einfluss
in den nach dem Majorzsystem gewéahlten Regierungsgremien zu Uberlassen.

Bei den Ersatzwahlen im Kanton Appenzell Ausserrhoden gelang es der SP, auf Kosten
der FDP einen Sitz in der bis dahin vollstandig aus FDP und SVP gebildeten Regierung zu
gewinnen. In Basel-Stadt, Thurgau und Zirich hingegen vermochten die Blrgerlichen
ihre Regierungssitze zu verteidigen. Im Thurgau setzte sich Jakob Stark (svp) klar gegen
die Parteilose Gabi Coray durch, im Kampf um die Nachfolge der Zlrcher
Regierungsratin Dorothee Fierz (fdp) war die Freisinnige Ursula Gut gegeniiber der
Grinen Ruth Genner erfolgreich. In Basel-Stadt verteidigte Hanspeter Gass den
Regierungssitz der FDP nach dem Scheitern seiner freisinnigen Parteikollegin Saskia
Freiim ersten Wahlgang.

Nach den acht Gesamterneuerungswahlen und den vier Ersatzwahlen waren Ende 2006
drei Frauen weniger an kantonalen Regierungen beteiligt als im Vorjahr. In Bern fanden
die zurlickgetretenen Dora Andres (fdp) und Elisabeth Zdlch (svp) keine weiblichen
Nachfolgerinnen, und mit Barbara Egger (sp) verblieb lediglich eine Frau im
Regierungsrat. In den Ausserrhoder Ersatzwahlen musste es die Parteilose Edith
Heuscher-Beeler ihrem Konkurrenten Matthias Weishaupt (sp) Uberlassen, in die
Fussstapfen von Regierungsratin Alice Scherrer (fdp) zu treten. In allen Ubrigen
Kantonsregierungen blieb das Verhéltnis zwischen Ménnern und Frauen unverandert.
Gesamtschweizerisch belegten die Frauen Ende 2006 damit noch 33 von 1566
Regierungssitzen.

Mit der Neubesetzung von vier der insgesamt sieben Regierungsratssitze waren die
Wahlen im April von Anfang an heftig umkampft und 6ffneten die Mdglichkeit fur
deutliche Gewichtsverschiebungen. Die Ausgangsposition war fur die FDP besonders
schwierig, da ihre beiden bisherigen Regierungsmitglieder Dora Andres und Mario
Annoni nicht mehr antraten. Die SP hatte den Sitz des ausscheidenden Samuel Bhend
zu verteidigen. Der vierte frei werdende Sitz gehorte Elisabeth Zélch von der SVP. Zur
Verteidigung ihrer zwei Sitze schickte die FDP Eva Desarzens und Hans-Jurg Késer in
den Wahlkampf. Sie waren Teil des traditionellen gemeinsamen burgerlichen Tickets mit
der SVP, die gleich 4 Kandidierende ins Rennen schickte: Neben den Bisherigen Urs
Gasche und Werner Luginbuihl gehdrten dazu Monique Jametti Greiner und Annelise
Vaucher. Ihnen gegenlber positionierte sich eine Links-Grune Liste mit der Bisherigen
Barbara Egger, den neu kandidierenden Philippe Perrenoud und Andreas Rickenbacher
(alle sp) sowie dem Grlinen Bernhard Pulver, der sich nach 2002 zum zweiten Mal
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prasentierte. Neben Annelise Vaucher (svp) und Philippe Perrenoud (sp) bewarb sich
auch der bisherige Grossrat Maxime Zuber vom Parti socialiste autonome flr den
garantierten Sitz fur den Berner Jura. Der burgerliche Machtanspruch auf sechs von
sieben Regierungssitzen und die damit verbundene Infragestellung der Formel aus 3
SVP, 2 FDP und 2 SP druckten dem Wahlkampf ihren Stempel auf. Bei einer mit 29,7%
praktisch unverédnderten Beteiligung sorgten die Wahlberechtigten fuar ein
liberraschendes Resultat, das die Mehrheiten im Regierungsrat auf den Kopf stellte.
Das griin-linke Biindnis konnte seine 4 Kandidaten allesamt durchbringen, wobei
Barbara Egger (sp) das beste Resultat aller Gewéhlten erzielte. Auf sie folgten mit Urs
Gasche und Werner Luginbuhl die beiden bisherigen SVP-Vertreter sowie in dieser
Reihenfolge Bernhard Pulver (gp), Andreas Rickenbacher (sp), Hans-Jlirg Kaser als einzig
verbleibendes Ratsmitglied der FDP, und Philippe Perrenoud (sp), der das Rennen um
den Sitz fur den Berner Jura fur sich entscheiden konnte. Die bdlrgerlichen
Kandidatinnen Eva Desarzens (fdp), Monique Jametti Greiner (svp) und Annelise
Vaucher (svp) schieden auf den Platzen acht bis zehn aus. Damit sank der Frauenanteil
in der Berner Regierung von drei auf eine verbleibende Regierungsratin. Der nicht
erwartete deutliche Sieg der links-grinen Koalition wurde allgemein als Reaktion auf
den auch in burgerlichen Kreisen als Uberzogen bezeichneten Machtanspruch der SVP
mit ihren vier Kandidaten gewertet. ”

Kantonale Ersatzwahlen

Ende September 2004 erklarte Finanzdirektor Christian Huber (svp) iliberraschend
seinen Riicktritt. Weil er als Regierungsrat verschiedentlich Positionen habe vertreten
missen, die von der Haltung seiner Partei abwichen, sei er bei Mitgliedern der
Parteileitung nicht nur auf kantonaler, sondern auch auf eidgendssischer Ebene auf
Unverstandnis gestossen und personlich diffamiert worden. Noch bevor die SVP
Nationalrat Toni Bortoluzzi als Kandidaten fir die Nachfolge nominierte, schickte die
CVP den Winterthurer Stadtrat (Exekutive) Hans Hollenstein ins Rennen, dem es 2003
nur knapp nicht gelungen war, den Sitz des damals zurtickgetretenen Ernst Buschor
(cvp) zu verteidigen. Als dritte Kandidatin bewarb sich die Parteiprasidentin der Griinen
Schweiz, Ruth Genner, um das Amt. Wéhrend sich die FDP nach einigem Zégern fur den
Kandidaten der SVP aussprach, unterstitzten SP, EVP und die von den Grinen
abgesplitterten Grin-Liberalen Zirich (GLiZ) den Christlichdemokraten; damit
anerkannten sie den Anspruch der Burgerlichen auf den Regierungssitz, wollten der SVP
aber fur ihre Oppositionspolitik im Kantonsrat einen Denkzettel verpassen.

Im ersten Wahlgang von Ende Februar erreichte niemand das absolute Mehr. Bei einer
Wahlbeteiligung von 33,6% konnte Hans Hollenstein (cvp) am meisten Stimmen auf sich
vereinen (45%; der Wahleranteil der CVP betréagt 6,5%); er liess damit den Vertreter der
stérksten Partei im Kanton (Wahleranteil: 30,3%), Toni Bortoluzzi (svp), hinter sich -
dies sogar in dessen eigenem Bezirk Affoltern - Bortoluzzi erreichte 38% der Stimmen.
Ruth Genner (gp) erhielt 14% der Stimmen und trat fir den zweiten Wahlgang nicht
mehr an. Aufgrund seines enttduschenden Resultats gab auch Bortoluzzi seinen
Verzicht bekannt. Fur die Stichwahl nominierte die SVP den Klotener Stadtprasidenten
Bruno Heinzelmann. Im April wahlten Zircherinnen und Zlrcher bei einer
Stimmbeteiligung von 35,7% Hans Hollenstein (cvp) zum Nachfolger von Christian
Huber (svp). Hollenstein, den nun auch die Grlnen unterstitzt hatten, erzielte fast
doppelt so viele Stimmen (65%) wie Heinzelmann (34%), der trotz hoéherer
Wahlbeteiligung weniger Stimmen erhielt als Bortoluzzi im ersten Gang. Damit gelang es
der CVP, den 2003 verlorenen Sitz wieder zurlckzuerobern, wahrend die SVP nur noch
mit einem Mitglied in der Zlurcher Regierung vertreten ist; diese besteht nun aus 2 FDP,
2 SP, 1CVP, 1GLIZ und 1SVP. ®

Anfang Mai trat FDP-Regierungsratin Dorothée Fierz nach starken Spannungen
innerhalb der Kantonsregierung und dem Vorwurf der Amtsgeheimnisverletzung von
ihrem Amt als Baudirektorin zuriick. Aus der Vielzahl moglicher Kandidatinnen und
Kandidaten verschiedener Parteien kristallisierten sich schliesslich Nationalratin Ruth
Genner (gp) und Ursula Gut (fdp) heraus. Wahrend Ruth Genner von Beginn an als
Kandidatin der Grlinen feststand, taten sich die burgerlichen Parteien mit der Auswahl
lange schwer. Die SVP, deren Verhéltnis zur FDP auch durch die Auseinandersetzungen
rund um Dorothée Fierz getriibt war, brachte einige Kandidaten ins Spiel, bis sie sich
ebenso wie die EDU zur Unterstitzung der Freisinnigen Ursula Gut entschloss. EVP, CVP
und die Grin-Liberalen Zurich (GliZ) entschieden sich zur Stimmfreigabe, die SP stellte
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sich hinter Ruth Genner. Ursula Gut und Ruth Genner flhrten einen sachbetonten
Wahlkampf mit thematischen Schwerpunkten bei der kantonalen Finanzlage, der
Flughafenerweiterung, dem Planungs- und Baugesetz und dem Auslanderstimmrecht.
Dabei stellten sie ihre unterschiedlichen Positionen klar heraus und die Zircherinnen
und Zircher vor eine Richtungswahl, die zugleich Uber das Fortbestehen der
birgerlichen Mehrheit im Regierungsrat (2 SP, 1GliZ, 1 CVP, 2 FDP, 1SVP) entschied. Bei
einer Wahlbeteiligung von lediglich 28% fiel die Entscheidung deutlich aus: 56,6%
stimmten fur Ursula Gut und 42,1% fir Ruth Genner. Damit konnte die FDP ihren frei
gewordenen Sitz im Zircher Regierungsrat verteidigen. *

Kommunale Wahlen

Anlasslich der im Marz des Berichtsjahrs stattfindenden Stadtzlircher Wahlen traten
zehn Parteien flr die 125 Sitze im Gemeinderat an: die SP, die SVP, die FDP, die Griinen,
die CVP, die EVP, die Alternative Liste (AL), die SD, die EDU, die GLP und die Partei fur
Zurich (PFZ) schickten insgesamt 1160 Kandidatinnen und Kandidaten auf elf Listen in
neun Wahlkreisen ins Rennen. Im Vergleich zu 2006 war die Kandidatenzahl damit
wieder leicht angestiegen, nachdem sie in den Jahren zuvor eine rucklaufige Tendenz
ausgewiesen hatte. Lediglich acht der bisherigen 125 Gemeinderatinnen und
Gemeinderate traten nicht mehr an. Keine Listennummer erhielt Marian Danowski, der
bereits verschiedentlich flir den Stadt- oder den Gemeinderat kandidiert hatte, weil er
die noétigen Unterschriften flr seine Kandidatur erschlichen habe. Herausforderung -
insbesondere flr die kleineren Parteien - war die 5-Prozent-HUlrde, die verlangt, dass
eine Partei mindestens in einem der neun Wahlkreise 5% der Wé&hlerstimmen erhélt.
Bei den Wahlen 2006 hatte diese Regel zum absurden Resultat gefihrt, dass der GLP,
die stadtweit einen héheren Wahlerstimmenanteil errungen hatten als die Schweizer
Demokraten, kein Gemeinderatssitz zugesprochen worden war, da sie in keinem
Wahlkreis mehr als 5% erzielte, wéhrenddessen die SD mit drei Sitzen vertreten waren.
Im Berichtsjahr knackten die Griinliberalen die 5-Prozent-Hiirde dann aber in allen
Wahlkreisen problemlos und holten auf Anhieb zwdlf Sitze. Dieser Erfolg ging auf
Kosten der SP, der CVP und der EVP. Die Sozialdemokraten blieben zwar nach wie vor
deutlich wahlerstérkste Partei (30.3% Wahlerstimmenanteil), mussten aber 5 ihrer
bisher 44 Sitze abgeben. Auch die CVP (neu: 7 Sitze; minus 3 Sitze) und die EVP (4 / -2)
verloren Wahlerinnen und Wahler an die Grunliberale Partei. Je einen Sitzverlust
mussten die SD (neu: 2 Sitze) und die FDP (neu: 18 Sitze) in Kauf nehmen. Ihre Sitze
halten konnten die SVP (24 Sitze), die Grinen (14) und die AL (5). Nur ausserst knapp
Ubersprangen die SD und die EVP die 5-Prozent-Hurde. Den Sprung ins Parlament nicht
(mehr) geschafft haben die PFZ und die EDU. 39.1% der Wahlberechtigten nahmen an
den Wahlen teil. Im Dezember 2010 nahm der Gemeinderat eine Einzelinitiative an, die
verlangte, die 5-Prozent-Hurde in eine 2-Prozent-Hirde zu senken.

Bei den Stadtzlircher Exekutivwahlen ging es hauptsachlich um die Frage, ob die rot-
grine Mehrheit verteidigt werden konnte oder ob die birgerliche Machtibernahme
gelingen wirde. Fir die Besetzung des Stadtrates trat die SP mit den Bisherigen,
Stadtpréasidentin Corine Mauch und Stadtrat Martin Waser, an. André Odermatt und
Claudia Nielsen sollten flur die Sozialdemokraten die Sitze der abtretenden Esther
Maurer und Robert Neukomm verteidigen. Die Grinen traten mit der Bisherigen Ruth
Genner an. Zudem sollte Gemeinderat Daniel Leupi einen zuséatzlichen Sitz fir Rot-Grun
erringen, so dass die Linke neu gar sechs von neun Sitzen innehéatte. Die bulrgerlichen
Parteien wollten dieses Ansinnen durchkreuzen. Obschon sich die SVP, die FDP und die
CVP nicht zu einem Wahlblndnis durchringen konnten, wurden sie geschlossen von den
Wirtschaftsverbanden unterstutzt. Die SVP, die im bisherigen Gemeinderat die
zweitstarkste Fraktion stellte, im Stadtrat aber seit 1990 nicht mehr vertreten war, griff
mit Gemeinderat Mauro Tuena und Karl Zweifel an. Die FDP trat mit den beiden
Bisherigen Martin Vollenwyder und Andres Turler an. Der durch den Rucktritt der FDP-
Stadtratin Kathrin Martelli frei gewordene Sitz sollte durch Gemeinderat Urs Egger
verteidigt werden. Die CVP wollte ihren einen Sitz mit dem bisherigen Gerold Lauber
halten. Herausgefordert wurden die Vertreter der grossen Parteien von flnf weiteren
Kandidierenden: Susi Gut von der Partei flur Zurich kandidierte zugleich als einzige
Konkurrentin von Corine Mauch fir das Stadtprasidium. Die EVP trat mit Richard
Rabelbauer an, die AL schickte Walter Angst ins Rennen, die SD wollte mit Walter
Wobmann einen Sitz gewinnen und Denise Wahlen griff fur die GLP die arrivierten
Parteien an. Der Wahlkampf galt als flau, obwohl die SVP auf Plakaten die .rote
Vetternwirtschaft®, die .finanzielle Misswirtschaft® und die .Uberfremdung®
anprangerte und alle Parteien nicht mit gegenseitiger Kritik an einzelnen
Kandidierenden geizten. So flhlte sich u.a. der abtretende SP-Stadtrat Neukomm
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beflissen, mit dem Grlnen Leupi ausgerechnet einen Kandidaten aus dem eigenen
Lager zu kritisieren. Zuséatzlichen Zunder bot das vier Tage vor den Wahlen eréffnete
Strafverfahren gegen Mauch, der im Zusammenhang mit der Stillegung einer Bar
Notigung vorgeworfen wurde. Das Wahlresultat brachte einen Sieg fiir Rot-Griin, das
nicht nur alle bisherigen Sitze verteidigen konnte, sondern sich mit dem Gewinn des
ehemaligen FDP-Sitzes durch den Griinen Leupi eine komfortable Regierungsmehrheit
erstritt. Sechs von neun Sitzen werden neu von der SP (alle vier Sitze verteidigt) und der
GP (ein Sitz verteidigt, ein Sitz gewonnen) gehalten. Die restlichen drei Sitze teilten sich
die FDP (2 Sitze) und die CVP (1 Sitz). Keine Chance hatte die SVP. Ihr bester Kandidat,
Mauro Tuena, lag mit Gber 12'500 Stimmen Ruckstand auf den neuntplatzierten Leupi
(33'163 Stimmen) lediglich auf Platz elf, also noch hinter Urs Egger, der den FDP-Sitz
nicht verteidigen konnte. Die Wahl flr das Stadtprasidium ging deutlich aber glanzlos an
Corine Mauch. Die zahlreichen leeren Stimmen wurden als Signal fur Unzufriedenheit
gedeutet. %

Fir die Gesamterneuerungswahlen flr den Zircher Gemeinderat balgten sich im
Schnitt fast neun Kandidierende pro Sitz: Total 1'119 Personen bewarben sich um eines
der 125 Mandate im Stadtzurcher Parlament. Auch weil wahrend der letzten Legislatur
nicht weniger als 50 Rucktritte stattgefunden hatten, traten auf die Wahlen hin lediglich
13 Bisherige nicht mehr an. Zwar dominierten im Wahlkampf die Exekutivwahlen (vgl.
nachfolgend), die Resultate der Legislativwahlen waren aber wichtig: Weil vor den
Wahlen weder die Linke mit 39 SP-, 14 GP- und flunf AL-Sitzen noch die Burgerlichen,
mit 24 SVP-, 18 FDP-, sieben CVP- und zwei SD-Sitzen eine Mehrheit hatten, konnte
man auch gespannt sein auf das Abschneiden der ,neuen Mitte". Die GLP schien mit 12
Mandaten ihr Potenzial noch nicht ausgeschopft zu haben. Die EVP, die bisher tber vier
Gemeinderatssitze verfugte, hatte die 5-Prozent-Hurde vor vier Jahren nur sehr knapp
Ubersprungen und musste um den Verbleib im Stadtzlrcher Parlament zittern. Neben
den im Gemeinderat bereits vertretenen Parteien gingen auch erstmals die BDP, sowie
die Piratenpartei und die Aktion fir humanen Stadtebau (AHS) auf Stimmenfang. Die
EDU komplettierte das Parteienkarussell. Allerdings wurden diesen Parteien kaum
Chancen auf das Uberspringen der Wahlhiirde eingerechnet.

Am gleichzeitig mit der eidgendssischen Abstimmung zur
Masseneinwanderungsinitiative durchgefiihrten Wahltag, an dem 43% der Berechtigten
an die Urne gingen (2010: 39,1%), wurde ein .Filippo-Effekt" registriert - Filippo
Leutenegger war als Wahllokomotive flr die FDP in den Stadtrat gewéhlt worden (vgl.
nachfolgend) und der Freisinn konnte im Gemeinderat nicht nur um drei Sitze zulegen
(neu 21) sondern rlckte mit 16,0% (+2 Prozentpunkte) auch der starksten birgerlichen
Kraft, der SVP, auf die Pelle. Die Volkspartei, die ihrerseits einen Sitz verlor (neu: 23
Sitze) und noch 17,3% der Stadtzlrcher Wahlerschaft hinter sich weiss (2010: 18,6%)
konnte sich allerdings noch als insgesamt zweitstéarkste Partei im Gemeinderat vor den
Freisinnigen halten. Auch die CVP musste ein Mandat abgeben. Mit 4,6% Wahlerstarke
und neu sechs Sitzen blieb man Juniorpartner im burgerlichen Lager. Zulegen konnte
Links-Grln. Zwar wahrten die SP als stérkste Partei (39 Sitze; 29,2%; -1,1 Prozentpunkte)
wie auch die GP (14 Sitze; 10,6%; -0,8 Prozentpunkte) trotz leichten Wahlerverlusten
lediglich ihren Besitzstand, die AL legte aber um vier zuséatzliche Sitze zu und konnte
sich als eigentliche Wahlsiegerin feiern lassen. Sie hatte nicht nur ihren Regierungssitz
mit Richard Wolff (al) verteidigt (siehe unten), sondern war mit neun Sitzen und einer
Zunahme der Parteienstarke um 2,3 Prozentpunkte (neu: 6,5%) eine ernst zu nehmende
Kraft geworden. Um einen Sitz zulegen konnte auch die GLP, die mit 13 Sitzen und 10,2%
Waéhlerstarke (2010: 9,8%) nach wie vor das Zinglein an der Waage zwischen den beiden
Blocken spielen wird. Sowohl die EVP als auch die SD schafften die 5-Prozent-Hurde in
keinem der zwolf Wahlkreise mehr. Mit gesamtstadtischen 2,5% flr die EVP und 0,9%
fur die SD mussten beide Parteien ihre Sitze im Gemeinderat raumen. Brutal war dies
insbesondere fur die EVP, fur die am Wahlsonntag im Kreis 9 noch eine Wahlerstarke
von 5,00% ausgewiesen wurde - nur gerade eine einzige Stimme hétte den Ausschlag
fur die EVP gegeben. Allerdings entschied sich das Wahlbliro zusammen mit dem
Stadtrat fur eine Nachzéahlung, die aufzeigte, dass die EVP 31 Stimmen zu wenig hatte,
um die Wahlhirde zu tUberspringen. Ebenfalls keine Chancen hatten erwartungsgemass
die BDP (0,9%), die AHS (0,1%), die Piraten (0,7%) und die EDU (0,5%). Gegen die 5-
Prozent-Klausel, die seit der Einflhrung des doppelten Pukelsheim im Jahr 2006 gilt,
sammelte die EVP zusammen mit anderen kleinen Parteien Unterschriften. Die
Piratenpartei reichte eine Beschwerde beim Verwaltungsgericht ein, die allerdings
abgelehnt wurde. Weil sich das Verwaltungsgericht in seinem Urteil allerdings recht
stark auf die bundesgerichtliche Beurteilung stitzte und gleichzeitig durchblicken liess,
dass es diese Beurteilung fur umstritten hélt, zogen die Piraten die Sache ans
Bundesgericht weiter, um einen Grundsatzentscheid zu erwirken. Dieser wurde dann
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Ende Jahr vom Bundesgericht geféllt. Dieses begrindete den erneut abschléagigen
Entscheid mit dem Argument, dass gerade in Gemeindeparlamenten einer
Zersplitterung der Krafte vorgebeugt werden sollte, was mit der Hurde der Fall sei. Die
Initiative der Kleinparteien war Ende 2014 noch im Sammelstadium.

Nachdem im April 2013 bei Ersatzwahlen fur den zurtickgetretenen Martin Vollenwyder
(fdp) dem Freisinn ein Sitz weggeschnappt und mit Richard Wolff von der Alternativen
Liste (al) ein siebter der neun Stadtratssitze von der Linken erobert wurde, reagierten
die Burgerlichen fruh mit Kandidierenden flr die regularen Gesamterneuerungswahlen
vom Frihjahr 2014. Als erste meldete sich die amtierende Nationalratin Doris Fiala zu
Wort. Ihr blute das Herz bei dieser einseitigen linken Dominanz und sie schliesse nicht
aus, mit einer Kandidatur dagegen anzukédmpfen. Allerdings kandidierte nicht Fiala,
sondern Nationalrat Filippo Leutenegger (fdp), der sein Interesse ebenfalls frih
anmeldete; zudem wollte er gleich auch das Stadtprasidium erobern, das seit 2009 von
Corine Mauch (sp) geftihrt wurde. Erklértes Ziel der Blrgerlichen, bei denen die
amtierenden Gerold Lauber (cvp) und Andres Tirler (fdp) wieder antraten, war eine
burgerliche Regierungsmehrheit, die unter dem Label ,Top 5 - fur ein liberales Zurich™
angestrebt wurde. Die CVP distanzierte sich freilich frih vom ,utopischen™ Ziel einer
blrgerlichen Mehrheit; man wolle lediglich den eigenen Sitz verteidigen. Dies galt nicht
fir die SVP, die seit 20 Jahren und trotz einem Wahleranteil von 18,6% nicht mehr in
der Stadtregierung vertreten war. Die Volkspartei trat deshalb ebenfalls mit einem
Zweierticket an. Nummer vier und funf der Top 5 waren Roland Scheck und Nina Fehr
Dusel, die Tochter von Nationalrat Hans Fehr. Weil mit Martin Waser (sp) und Ruth
Genner (gp), zwei der neun Amtierenden nicht wieder antraten, schickten auch die
Grunen und die SP neue Kandidierende ins Rennen. Neben dem amtierenden Daniel
Leupi (gp) trat Markus Knauss flr die Grinen an. Knauss ist Co-Geschéftsleiter des VCS.
Fir die SP kandidierten die bisherigen Corine Mauch (sp), André Odermatt (sp) und
Claudia Nielsen (sp). Raphael Golta trat fir die Genossen an, um den Sitz von Martin
Waser zu verteidigen. Auch der erst 2013 frisch gewéhlte Richard Wolff kandidierte
erneut. Auch die GLP wollte in den Stadtrat einziehen und stellte den Gemeinderat
Samuel Dubno (glp) auf. Fur die SD kandidierte Walter Wobmann, der bereits 2010
angetreten und damals abgeschlagen auf dem letzten Platz gelandet war. Den 15.
Kandidaten stellten die Piraten, die mit Peter Keel in See stachen. Allgemein wurde
erwartet, dass die Linke ihre sieben Sitze, auch in Anbetracht des Wahleranteils von
rund 46%, nicht wirde halten kénnen. Mit Leutenegger als Lokomotive sollten die
Birgerlichen an der links-grinen Mehrheit sagen kénnen. Der amtierende freisinnige
Nationalrat versuchte insbesondere mit Losungsvorschlagen fir die Sanierung der
maroden Stadtfinanzen zu punkten. Als wacklig wurden nicht nur die beiden frei
werdenden Sitze betrachtet, sondern auch der Sitz des neu gewéhlten Richard Wolff,
der lediglich lose ins linke Lager eingebunden schien. Zudem leistete sich der Vorsteher
des Polizeidepartements einen Lapsus, indem er den schwarzen Block als interessante
Ergdnzung bezeichnete. Auch der Sitz von Lauber (cvp) galt nicht als wirklich sicher.
Allerdings zeigte die Geschichte der Regierungswahlen in der Stadt Zirich, dass eine
Abwahl aus dem Stadtrat eher selten war. Als wenig spannend wurde der Kampf ums
Stadtpréasidium betrachtet: Leutenegger durfte gegen Mauch kaum eine Chance haben.
Der Wahlkampf wurde - im Gegensatz zu vor vier Jahren, als die SVP mit provokativen
Plakaten auftrat - als brav bezeichnet. Zurlckzufihren sei dies auf die Wahlmudigkeit,
die durch die ausserordentlichen Rucktritte aus der Stadtregierung bzw. die noétigen
Ersatzwahlen verursacht worden ware, auf die Attraktivitat der Stadt Zurich, die es der
Opposition schwer mache, eine Angriffsflache zu finden und auf die bewusst gemaéssigt
auftretenden Burgerlichen, die erstmals wieder einen Schulterschluss zustande
brachten. Allerdings gelang es den funf burgerlichen Kandidierenden nur selten, als
Einheit aufzutreten. Der Linken wurde vorgeworfen, dass sie die Diskussion um die
zentralen Finanzfragen im Wahlkampf verweigere und unangenehmen Fragen
ausweiche. Erfahrungsgeméass haben es nationale Politiker einfacher, in die
Stadtzircher Exekutive gewahlt zu werden. Waren es frilher Monika Weber (Idu), Monika
Stocker (gp), EImar Ledergerber (sp) und Ruth Genner (gp), die direkt vom nationalen
Parlament in den Stadtrat wechselten, schaffte dies 2014 Filippo Leutenegger, der mit
42'193 Stimmen als achtplatzierter in den Stadtrat gewahlt wurde und zwar auf Kosten
der Grlnen, die ihren zweiten Sitz nicht verteidigen konnten. Markus Knauss (gp) erhielt
lediglich 35'330 Stimmen, kam damit auf den zehnten Platz und musste Uber die Klinge
springen. Der dritte Platz fur Daniel Leupi (52'744 Stimmen) war fir die Grinen nur ein
schwacher Trost. Ihren vakanten Sitz verteidigen konnte hingegen die SP. Raphael Golta
erhielt 40'178 Stimmen und war damit als Neunter gewahlt. Auch die drei Bisherigen SP-
Stadtrate wurden sicher wiedergewahlt. Corine Mauch lag mit 55'646 Stimmen auf dem
zweiten, André Odermatt mit 48'143 Stimmen auf dem funften und Claudia Nielsen mit
44'258 Stimmen auf dem sechsten Platz. Noch vor Leutenegger auf Platz sieben liegend,
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WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

schaffte auch Richard Wolff mit 42'249 Stimmen die Wiederwahl. Das Spitzenresultat
machte Andres Turler (fdp) mit 56'907 Stimmen. Auch Gerold Laubers (cvp) Sitz war nie
wirklich in Gefahr. Der viertplatzierte Lauber erhielt 52'157 Stimmen. Keine Chance
hatten die Kandidierenden der SVP: Nina Fehr Dusel erhielt 27'696 Stimmen und Roland
Scheck 23'5685 Stimmen. Beide lagen damit zwar noch vor dem GLP-Kandidaten Samuel
Dubno (21'896 Stimmen), aber weit hinter einem Stadtratssitz. Erwartungsgemass keine
Chancen hatten Walter Wobmann (sd; 5'139 Stimmen) und Peter Keel (piraten; 3'919
Stimmen). Chancenlos blieb auch Filippo Leutenegger im Kampf um das
Stadtprésidium. Mauch hatte mit 48'608 Stimmen einen stattlichen Vorsprung auf
Leutenegger (32'276 Stimmen), der sich allerdings mit den rund 40% der Stimmen mehr
als zufrieden zeigte. Damit war der Status Quo in der Zurcher Stadtregierung wieder
hergestellt: drei Biirgerliche stehen sechs links-griinen Stadtraten gegeniiber. Noch
spannender als die Wahlen dirften die anstehenden Debatten um die Finanzen
werden. ?

Kommunale Ersatzwahlen

Bei der Ersatzwahl zur Besetzung des nach dem Riicktritt von Monika Stocker (gp) frei
gewordenen Sitzes in der Zircher Exekutive traten Ruth Genner (gp), Mauro Tuena (svp),
Michael Burkhard (Jungfreisinnige) und Markus Alder (sd) an. Genner erhielt
Unterstitzung durch die SP, Burkhard durch FDP und CVP. Bei der Ersatzwahl ging es
auch um das Fortbestehen der links-griinen Mehrheit im nach der Formel 4 SP, 1 GP, 3
FDP und 1 CVP zusammengesetzten Stadtrat. Genner konnte sich bei der Wahl sehr
deutlich durchsetzen, sie lag in allen Wahlkreisen vorn und holte insgesamt 60,2% aller
Stimmen. Tuena (svp) erreichte 28,7% der Stimmen, Michael Burkhard 8,2% und Markus
Alder 1,0%. *

Eidgendssische Wahlen

46 amtierende Nationalrdte und 17 Standerate sind auf Legislaturende aus ihrem Rat
ausgetreten. Unter den 46 zurtcktretenden Nationalrdten versuchten sechs den
Ubertritt in den Standerat: Comby (fdp, VS), Dettling (fdp, VS), Epiney (cvp, VS), Gros (Ip,
GE), Hafner (sp, SH) und Schmid (svp, BE). Bei den Bundesratsparteien hatten die SP
und die FDP je neun, die CVP zwdlf und die SVP funf Ricktritte zu verzeichnen. Bei den
kleineren Parteien verzichteten insgesamt funf Personen auf eine Wiederwahl: ein
Gruner, zwei FP-Politiker, ein LdU-Mitglied und ein Schweizer Demokrat. Aus dem
Sténderat traten sechs FDP-Politiker, sieben der CVP, drei der SVP und einer der SP
zurtck. Die Riicktrittsquote im Nationalrat blieb im Vergleich zu den Wahlen 1995
unverandert auf 24%. Im Standerat betrug sie 37%. Bei den Frauen fiel die
Rucktrittsquote etwas geringer aus. Von den 45 amtierenden Nationalrdtinnen
demissionierten deren acht (18%), den Stéanderat verliess Rosemarie Simmen (sp, SO) als
einzige von sieben Amtsinhaberinnen. Zahlreiche prominente Politiker hatten ihren
Ricktritt eingereicht; darunter Bonny (fdp, BE), Carobbio (sp, TI), Iten (fvp, ZG),
Mihlemann (fdp, TG), Onken (sp, TG), Rhinow (fdp, BL), Stamm (cvp, LU), FDP-
Vizeprésident Tschopp (GE), Unimann (svp, TG) und Zimmerli (svp, BE). %

Im Kanton Basel-Stadt verteidigte Anita Fetz (sp) ihren Sitz problemlos gegen den
gemeinsamen Kandidaten aller birgerlichen Parteien, Andreas Albrecht (Ip). Im Kanton
Basel-Landschaft konnte sich Claude Janiak (sp) deutlich gegen den birgerlichen
Kandidaten Erich Straumann (svp) durchsetzen. Im Kanton Aargau distanzierte
Christine Egerszegi (fdp) ihre Konkurrentinnen Pascale Bruderer (sp) und Esther Egger
(cvp) und ihre Konkurrenten Geri Miller (gp) und Heiner Studer (evp) und wurde neben
dem Bisherigen Maximilian Reimann (svp) neu gewahlt. Im Kanton Bern wurde
Simonetta Sommaruga (sp) problemlos wiedergewéhit, den zweiten Sitz eroberte
Werner Luginblhl (svp), er liess seine Konkurrentinnen Franziska Teuscher (gp) und
Dora Andres (fdp) deutlich hinter sich. Im Kanton Genf zog mit Robert Cramer der erste
Grlne in den Sténderat ein, mit ihm zusammen wurde Liliane Maury-Pasquier (sp)
gewahlt. Zu einer innerparteilichen Verdnderung kam es im Kanton Jura, wo sich Anne
Seydoux-Christe (cvp) gegen ihre Parteikollegin Madeleine Amgwerd (bisher)
durchsetzte. Im Kanton Wallis wurde Jean-René Fournier (cvp) im ersten Wahlgang neu
in den Standerat gewéahlt. %
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MOTION
DATUM: 16.09.1991
ANDRE MACH

MOTION
DATUM: 10.03.1992
ANDRE MACH

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.10.1991
ANDRE MACH

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Contre l'avis du chef du DFAE, le Conseil des Etats a adopté & une large majorité la
motion Zimmerli (udc, BE) demandant un nouvel article 2 de la Constitution
définissant de facon plus détaillée les objectifs et les moyens de la politique étrangére
de la Suisse. Contrairement a la motion de la commission des affaires étrangéres du
Conseil national mentionnée plus haut, celle de Zimmerli ne prévoit pas un
reaménagement des compétences entre le Conseil fédéral et le parlement, mais exige
une redéfinition claire des grands axes de l'action de la Confédération face aux
transformations que connait la société internationale. Cette nouvelle disposition
constitutionnelle devrait déterminer l'indépendance de la Suisse, mentionner la
politique active en faveur de la paix et des droits de I'homme, proclamer la foi en la
solidarité internationale. Pour le député bernois, une telle modification de la
Constitution aurait pour effet de dynamiser la politique extérieure et de lui donner une
plus grande transparence. De plus, cela permettrait de susciter un débat public de fond
sur I'avenir des relations de la Suisse avec |'étranger et ainsi de clarifier aupres de la
population les grandes lignes de la politique étrangere. Dans sa réponse, le chef du
DFAE a déclaré qu'il redoutait que I'on fige ainsi la politique extérieure de la Suisse
alors que le monde est en rapide mutation. %°

Le Conseil national a transmis comme postulat la motion Zimmerli (udc, BE) —
acceptée I'an dernier par le Conseil des Etats — qui préconisait une reformulation de
I'article 2 de la constitution, de maniére a énoncer les objectifs et les moyens de la
future politique étrangére de la Suisse. |l s'est ainsi rangé a I'avis du Conseil fédéral.
Méme si la commission de la politique extérieure a déclaré qu'il était souhaitable
d'inscrire dans la constitution une nouvelle version de cet article, elle a estimé qu'une
telle révision n'était pas indiquée dans une période ou la politique étrangere était en
pleine évolution; d'autre part, elle a considéré que sa motion (91.3035), transmise
|'année derniere par la chambre basse, lui paraissait plus compléte que celle adoptée
par le Conseil des Etats. Quelques jours plus tard, ce dernier, au soulagement du
Conseil fédéral, a toutefois refusé a une courte majorité de transmettre la motion de la
commission de la chambre basse. Il a préféré la transformer en postulat, a cause
essentiellement de la redéfinition des compétences entre le Conseil fédéral et les
Chambres qui était exigée par ce texte. %

Beziehungen zur EU

Afin d'adapter le droit suisse a I'acquis communautaire contenu dans le traité sur I'EEE,
le département de justice et police a élaboré un programme intitulé Eurolex, destiné a
évaluer les effets du droit de I'EEE sur le droit fédéral. Ceux-ci seront présentés dans
le message relatif au traité de I'EEE que le Conseil fédéral adressera aux Chambres.
D'autre part, un groupe de travail parlementaire, présidé par le conseiller aux Etats U.
Zimmerli (udc, BE) a été mis sur pied au printemps afin de clarifier les modalités de
|'adaptation du droit suisse; le groupe de travail a déposé son rapport au mois de juin.

Selon la procédure de ratification prévue, la Cour européenne de justice, puis le
parlement européen devront, dans un premier temps, donner leur avis sur le traité; il
sera ensuite signé par le Conseil fédéral et devra étre ratifié par les Chambres fédérales
et le peuple. Pour I'ensemble des lois entrant en vigueur dés le ler janvier 1993, deux a
trois sessions spéciales des Chambres sont prévues et le peuple votera normalement a
la fin de I'année 1992. %
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.07.1992
SERGE TERRIBILINI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 02.12.1993
MARIANNE BENTELI

Landesverteidigung

Ausriistung und Beschaffung

En mars, le Groupement pour une Suisse sans armée (GSsA) et les milieux pacifistes et
antimilitaristes, soutenus de prés ou de loin par les socialistes, les écologistes et le
parti du travail, ont lancé une initiative populaire «pour une Suisse sans nouveaux
avions de combat». Cela se produisit avant que le Conseil national ne se prononce sur
I'acquisition du F/A-18 ; le GSsA avait en effet décidé d'agir rapidement afin d'avoir un
moyen de pression avant I'achat effectif. L'annonce du lancement de cette initiative a
nettement polarisé le débat, notamment dans le monde politique. C'est ainsi que cela a
ressoudé les rangs des partis bourgeois qui comptaient jusque-la un certain nombre
d'indécis, voire d'opposants. L'immense succes populaire de la récolte de signatures a
néanmoins ébranlé certaines certitudes, notamment dans les rangs démocrates-
chrétiens.

Le texte du GSsA vise a introduire un nouvel article 20 des dispositions transitoires de
la constitution stipulant que la Confédération ne peut acquérir aucun avion de combat,
a partir du Te juin 1992 et jusqu'en I'an 2000, ce qui empécherait donc I'achat du F/A-
18. Pour les initiants, le nouvel avion de combat est parfaitement inutile et correspond a
des conceptions militaires surannées datant de la guerre froide. De plus, ce n'est pas
au moment ou les caisses fédérales sont vides qu'il faut procéder a un achat si colteux.
Cette initiative a été déposée au début de I'été munie de 181'707 signatures valables. Le
cap des 100'000 signatures fut dépassé en une douzaine de jours et le total, aprés un
mois de récolte, s'est monté & plus d'un demi-million. Ceci constitue un véritable
record et traduit I'importance de I'opposition populaire a I'achat du F/A-18. Pour
gagner du temps, le GSsA n'a soumis qu'une partie des signatures a la Chancellerie
fédérale et a transformé les 320'000 restantes en une pétition.

Cette initiative a été souvent interprétée autant comme un rejet de I'armée que du
nouvel avion de combat. En outre, des critiques se sont élevées contre la clause de
rétroactivité qu'elle contient; cette pratique qui tend a se répandre mettrait, selon
certains, en danger la sécurité du droit. De plus, le fait que cela ait contesté par avance
le choix du parlement a été considéré comme une manoeuvre se situant a la limite de la
démocratie. Certains parlementaires bourgeois radicaux et démocrates du centre,
emmenés par Ulrich Zimmerli (udc, BE), ont d'ailleurs fait part de leur résolution
d'invalider cette clause et de rendre de ce fait irrecevable [l'initiative (le méme
probléme s'est posé a propos de l'initiative «40 places d'armes ca suffit!...». Plusieurs
propositions ont été soumises au parlement dans le but d'interdire ou de limiter I'usage
de clauses rétroactives). Cependant, Kaspar Villiger a annoncé qu'il souhaitait que
I'initiative soit soumise au peuple. Selon lui, cela aurait été une erreur politique de la
déclarer nulle pour une raison juridique, ce qui fut également I'avis du PDC et du PRD.
En revanche, le chef du DMF a estimé qu'il n'y avait aucune raison de traiter ce texte
plus rapidement que les autres et d'organiser un scrutin en 1992 comme les initiants le
désiraient.

Si le PS et la Lega ont déclaré soutenir l'initiative, les partis bourgeois s'y sont
clairement opposés; ils considérent qu'elle met en danger la crédibilité de I'armée
suisse et s'inscrit dans le vaste dessein de sa suppression. Pour sa part, le patronat a
vigoureusement défendu l'acquisition du F/A-18. Selon lui, cela permettrait a I'industrie
suisse d'obtenir des contrats compensatoires d'une valeur de CHF 2 milliards, ce qui
devrait garantir des commandes pour beaucoup d'entreprises et donc assurer
I'existence de nombreux emplois. %8

Bevdlkerungsschutz

In der Wintersession verabschiedete der Standerat einstimmig sowohl das neue
Zivilschutzgesetz wie das revidierte Schutzbautengesetz, ohne am Vorschlag des
Bundesrates nennenswerte Anderungen vorzunehmen. Ein Rickweisungsantrag
Zimmerli (svp, BE), welcher eine engere Abstimmung zwischen Zivilschutz- und
Militérgesetz sowie die Zuweisung der beiden Bereiche ans gleiche Departement
erreichen wollte, wurde klar abgelehnt. ?
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HANS HIRTER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wettbewerb

Das im Vorjahr préasentierte neue Binnenmarktgesetz wurde noch im Berichtsjahr
angenommen. Obwohl der Grundsatz des Abbaus von Handels- und
Mobilitatsschranken zwischen den Kantonen an sich unbestritten war, beantragte im
Nationalrat eine aus rechtsbirgerlichen Parlamentariern gebildete
Kommissionsminderheit Nichteintreten. Sie hielten das Gesetz flr staatspolitisch
bedenklich, weil es die Kompetenzen der Kantone tangiere, und zudem fur Gberflussig,
weil die Kantone in der Zwischenzeit die wichtigsten Liberalisierungsschritte vollzogen
und in Konkordaten verallgemeinert hatten. Sie wurden von den Fraktionen der SVP und
der FP sowie einer FDP-Minderheit unterstitzt, unterlagen aber mit 110:28 Stimmen. In
der Detailberatung stimmte eine knappe, aus einer Koalition von Linken und
Gewerbevertretern gebildete Mehrheit dem Antrag des Liberalen Eymann (BS) zu, dass
es bei offentlichen Auftragen zulassig sein soll, bei der Erbringung von Leistungen die
Einhaltung der ortstblichen Arbeitsbedingungen zu verlangen. Diese Barriere gegen ein
mogliches Sozialdumping, welche der in der EU diskutierten Entsenderichtlinie
entspricht, wurde von der kleinen Kammer mit dem Argument gestrichen, dass dies
eine Benachteiligung von Anbietern aus wirtschaftlichen Randgebieten darstellen
wirde, welche ihre Standortnachteile mit niedrigeren Lohnen kompensieren mussen.
Der Nationalrat schloss sich in der Differenzbereinigung gegen den Widerstand der SP
und der GP mit 81:49 Stimmen diesem Entscheid an. Auf Antrag von Standerat Zimmerli
(svp, BE) nahm das Parlament zudem die Bestimmung auf, dass die Kantone eine von
der Verwaltung unabhangige Instanz schaffen mussen, welche Rekurse gegen die
Vergabe von Auftrégen behandelt. In der Schlussabstimmung tber das neue Gesetz gab
es im Nationalrat zwei und im Stdnderat eine Gegenstimme. *°

Geld, Wahrung und Kredit
Banken

Im Stédnderat machte Kommissionssprecher Jagmetti (fdp, ZH) darauf aufmerksam, dass
eine Harmonisierung des schweizerischen Bankenrechts mit den Vorschriften der EU
vor allem im Hinblick auf die Erhaltung der Konkurrenzfahigkeit des Finanzplatzes
Schweiz im internationalen Wettbewerb erforderlich sei. In bezug auf die ausléandischen
Bankniederlassungen stimmte der Rat den Regierungsantragen zu. Er Ubertrug aber die
Kompetenz zum Abschluss von bilateralen Abkommen Uber die Bankenaufsicht durch
auslandische Organe und den Informationsaustausch zwischen den Aufsichtsbehérden
vom Bundesrat auf das Parlament. Der Rat beschloss im weiteren, dass sich in Zukunft
auch die Kantonalbanken der Prifung durch eine externe Revisionsstelle werden
unterziehen missen, und dass die Kantone die bankengesetzliche Aufsicht Uber ihre
Kantonalbanken vollumfanglich an die Eidgendssische Bankenkommission Ubertragen
kénnen. Mit knappem Mehr nahm der Rat dann einen Antrag Zimmerli (svp, BE) an, der
zulassen wollte, dass Kantonalbanken auch dann zu dieser Kategorie gehdren, wenn die
Staatsgarantie sich nur noch auf einen Teil der Bankgeschéfte (Sparhefte und
Kassenobligationen) erstreckt. Damit sollte geméass dem Antragsteller die Voraussetzung
fir eine schrittweise Privatisierung der Kantonalbanken geschaffen werden.

Diese letzte Bestimmung fand im Nationalrat keine Unterstltzung. Er strich sie mit der
Begrindung, dass die Zukunft der Kantonalbanken und die damit verbundene
Gesetzgebung grundséatzlich Gberdacht werden mussen. Sonst schloss er sich
weitgehend dem Sténderat an. Abweichend von der kleinen Kammer stimmte er
allerdings einem Antrag Poncet (Ip, GE) zu, der vorsieht, dass die von Aufsichtsbehérden
auf dem Amtsweg erhaltenen Informationen nur dann an ausldndische
Strafverfolgungsbehdrden weitergeleitet werden durfen, wenn ein internationales
Rechtshilfeverfahren rechtsgultig abgeschlossen worden ist. Dieser Beschluss stiess vor
allem bei der SP auf heftigen Widerstand. lhre Vertreter warfen der bargerlichen
Mehrheit vor, damit die Einrichtung von Banken, welche fir kriminelle Organisationen
arbeiten, zu erleichtern. Von Seiten der Nationalbank wurde der Beschluss ebenfalls
kritisiert, da er einen Ruckschritt hinter bestehende Regelungen darstelle und
langerfristig das Ansehen des Finanzplatzes Schweiz gefahrden wirde. *'
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.03.1993
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BUNDESRATSGESCHAFT
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HANS HIRTER

Die grosse Bedeutung der Arbeit der Eidgenossischen Bankenkommission flir das
Funktionieren, aber auch fur das Ansehen des Finanz- und Bankenplatzes Schweiz
veranlasste Standerat Zimmerli (svp, BE), mit einer parlamentarischen Initiative eine
politische Oberaufsicht liber dieses Gremium zu fordern. Dabei sollte die
Unabhéngigkeit der Bankenkommission von Regierung und Nationalbank erhalten
bleiben. Das Aufsichtsorgan, welches Zimmerli aus Vertretern der beiden
Parlamentskammern bilden modchte, hatte die Arbeit der Bankenkommission zu
begleiten und notigenfalls auch politisch zu stltzen. Gegen den Antrag ihrer WAK gab
die kleine Kammer der Initiative Folge. *

Der Standerat hatte im Vorjahr - gegen den Antrag seiner WAK - einer als allgemeine
Anregung formulierten parlamentarischen Initiative Zimmerli (svp, BE) fir eine
politische Oberaufsicht liber die Bankenkommission Folge gegeben. Die WAK legte
gegen Jahresende den von ihr verlangten konkreten Vorschlag vor. Sie beantragte, im
Bankengesetz formell festzuhalten, dass der Geschaftsbericht, den die
Bankenkommission mindestens einmal jahrlich dem Bundesrat vorlegen muss, von
diesem an das Parlament zur Kenntnisnahme weiterzuleiten ist. Bisher bildete dieser
Rapport Teil des bundesratlichen Geschéaftsberichts. Als alternativen Minderheitsantrag
fordert Kommissionsmitglied Piller (sp, FR) die Einsetzung eines speziellen
parlamentarischen Aufsichtsgremiums. >

Der Standerat befasste sich mit dem Vorschlag seiner WAK fir eine Verbesserung der
politischen Oberaufsicht iiber die Bankenkommission. Mit Stichentscheid des
Prasidenten setzte sich der Antrag der Kommissionsmehrheit durch, nicht ein
spezielles parlamentarisches Aufsichtsgremium einzusetzen, sondern mittels einer
Anderung des Bankengesetzes dafiir zu sorgen, dass sich der Geschaftsbericht der
Bankenkommission explizit direkt (und nicht via Geschéftsbericht des Bundesrates) an
das Parlament richten soll. Diese Minimalldsung entsprach nun nicht mehr den
Intentionen von Zimmerli (svp, BE), der urspriinglich mit einer parlamentarischen
Initiative den Anstoss flr diese Reform gegeben hatte. Auf seinen Antrag beschloss der
Standerat, die Ubung abzubrechen und die eben beschlossene Gesetzesanderung nicht
an den Nationalrat weiterzuleiten. *

An diesem Hilfsfonds beteiligte sich - neben Banken, Industrie und Versicherungen -
auch die Nationalbank mit einer Einlage von 100 Mio Fr. Der Betrag basiert auf der
Annahme, dass die Nationalbank wahrend des Zweiten Weltkriegs mit ihren
Goldgeschaften einen Gewinn von rund 20 Mio Fr. erzielt hat; gemessen an der
seitherigen Entwicklung des Goldpreises entspricht dies rund 100 Mio Fr. Die Leitung
der SNB betonte, dass dieser freiwillige Beitrag Ausdruck des Mitgefiihls mit den
Opfern des Holocaust sei. Er dirfe aber keinesfalls als Schuldanerkennung gewertet
werden. Der Bundesrat hatte im Einvernehmen mit der Nationalbankleitung
beschlossen, diese Zahlung vom Parlament in einem besonderen Bundesbeschluss
absegnen zu lassen. Der Nationalrat stellte sich jedoch auf den Standpunkt, dass der
vom Bundesrat gewlinschte Beschluss nicht in seine Kompetenz falle. Die Nationalbank
solle selbst Uber die Massnahmen entscheiden, welche sie flir die Wiederherstellung
ihres guten Rufs erforderlich findet. Kommissionssprecher Suter (fdp, BE) gab zudem
zu bedenken, dass ein derartiger dem Referendum unterstellter Beschluss zu
unerwlnschten Verzdgerungen bei der Auszahlung der Gelder an betagte und
hilfsbedirftige Holocaust-Uberlebende fiihren kénnte. Obwohl die Rechtsprofessoren
Zimmerli (svp, BE) und Rhinow (fdp, BL) die Ansicht des Bundesrates verteidigten, dass
es fur diese Zahlung einer besonderen Rechtsgrundlage bedurfe, schloss sich der
Standerat dem Nichteintretensbeschluss der grossen Kammer an. Nachdem am 30.
Oktober der Bankrat der SNB die Einlage bewilligt hatte, konnte der Vorsitzende des
Fonds, Rolf Bloch, bekanntgeben, dass dieser mit Zinsen auf CHF 272 Mio. angewachsen
war. Die drei Grossbanken hatten gleich wie die Nationalbank CHF 100 Mio. gespendet,
die tbrigen Banken 20 Mio und die Industrie und die Versicherungen je CHF 25 Mio. *°
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DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE

DATUM: 15.06.1993

ANDRE MACH

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 18.06.2003
ROMAIN CLIVAZ

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 08.10.2004
ELIE BURGOS

Landwirtschaft
Agrarpolitik

En 1992, le Conseil fédéral avait présenté un contre-projet aux deux initiatives
populaires, «Pour une agriculture compétitive et respectueuse de I'environnement»,
lancée par I'USP, et «Paysans et consommateurs — Pour une agriculture en accord avec
la nature», émanant des organisations de consommateurs, de paysans, de protection
de I'environnement et de I'AdI.

Opposée a l'initiative populaire de I'USP et jugeant le contre-projet du Conseil fédéral
trop sommaire, la commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats a
élaboré un nouvel article constitutionnel 31 octies spécifique sur I'agriculture, qui
définit avec plus de précision les taches de la Confédération dans ce domaine; outre
les principes généraux de la garantie de |'approvisionnement de la population, de
|'utilisation durable des bases naturelles d'existence, de I'entretien du paysage rural et
de l'occupation décentrée du territoire, l'article précise également les différentes
mesures, notamment les paiements directs, que peut prendre la Confédération pour
promouvoir les exploitations paysannes. Apres avoir rejeté plusieurs propositions
d'amendements, le Conseil des Etats a accepté a I'unanimité I'article proposé par sa
commission; au vu de cette large approbation, le Conseil fédéral s'est par la suite rallié
au projet adopté par les sénateurs.

Par ailleurs, sur proposition d'U. Zimmerli (udc, BE), qui, se basant sur la loi sur les
rapports entre les Conseils, a rappelé que deux initiatives sur un méme sujet devaient
étre traitées séparément par les Chambres fédérales et méme que les délibérations sur
la deuxieme devaient avoir lieu apres la votation sur la premiere, le Conseil des Etats a
décidé de suspendre les délibérations sur l'initiative des consommateurs et des
organisations de protection de I'environnement jusqu'a la votation populaire sur la
premiére initiative et le contre-projet du Conseil des Etats. %

Pflanzliche Produktion

Répondant & une interpellation parlementaire du démocrate-chrétien valaisan Simon
Epiney concernant la nécessité d’accompagner I'ouverture du marché viticole, le
Conseil fédéral a rappelé que les mesures incitatives, pour I'accélération du
remplacement d’une partie du vignoble planté en Chasselas ou en Mdller-Thurgau,
avaient été avancées afin de débuter au printemps de l'année sous revue. Cette
anticipation avait été décidée en raison de la situation tendue constatée sur le marché
du vin a fin 2001. Malgré des inscriptions totales pour environ 9,5 millions de francs, le
gouvernement s’est tenu au montant de 5 millions prévu dans le budget 2003,
invoquant notamment I'état des finances fédérales pour exclure toute rallonge. L'octroi
de contributions a la reconversion du vignoble se ferait ainsi en fonction de 'ordre
d’inscription, les requérants exclus étant invités a entreprendre les démarches I'année
suivante. ¥

Lebensmittel

En réponse a une interpellation identique déposée en mai par Jean-René Germanier
(prd, VS) au Conseil national et par Simon Epiney (pdc, VS) (Ip. Epiney, 04.3350) au
Conseil des Etats, demandant un renforcement des AOC au niveau international et
notamment dans le cadre des négociations menées par la Suisse a I'OMC, le Conseil
fédéral s'est engagé a plaider, dans le cadre du cycle de Doha de I'OMC, pour un
relévement du niveau de protection des indications géographiques. %
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MOTION
DATUM: 19.12.2003
MAGDALENA BERNATH

MOTION
DATUM: 27.09.2004
MAGDALENA BERNATH

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRANDLI

Offentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Mit einer Motion verlangte Standerat Epiney (cvp, VS) (Mo. 02.3736) vom Bundesrat eine
umfassende Uberpriifung der Bundesaufgaben. Analog zur NFA-Kommission soll eine
Spezialkommission erstens Vorschlage zu einer allgemeinen Reform der
Bundesaufgaben basierend auf den Kriterien Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit
unterbreiten, zweitens das Problem der permanenten Uberlastung des Bundes und
seiner Institutionen analysieren und drittens fur jedes neue Investitionsvorhaben ein
Spezialbudget vorlegen. Die ersten beiden Punkte des Vorstosses wurden Uberwiesen,
der dritte abgelehnt; der Bundesrat hatte die ersten Punkte nur in Postulatsform
entgegen nehmen wollen. Auf Antrag des Bundesrates Uberwies der Standerat eine
Motion Schweiger (fdp, ZG) (Mo. 03.3345) als Postulat, welches die Regierung
beauftragt, in vierzig Punkten eine Reihe von Reformen in den verschiedensten
Politikbereichen (Gesundheit, soziale Wohlfahrt, Verkehr, Landesverteidigung etc.)
voranzutreiben. Die Absicht des Motionars war, den Bundesrat dazu zu bewegen, dem
Parlament eine Auswahlmoglichkeit bei den Sparvorschlagen zu bieten. Bundesrat
Villiger entgegnete, dass er dies gerne tun wuirde, doch sehe er kein grésseres
Sparpotenzial. Der Rat Uberwies auch ein Postulat Burgi (svp, TG) (Mo. 03.3348), das die
finanzpolitische Prifung von langerfristigen Reformen in elf Bereichen anregte. Im
Anschluss an die Debatte zum Entlastungsprogramm 2003 Uberwies das Parlament eine
Motion der Spezialkommission-NR (Mo. 03.3435) als Postulat beider Rate, welches ein
weiteres Sanierungsprogramm fordert; die Diskussion einer Motion der SVP-Fraktion
(Mo. 03.3495), die ein Sanierungspaket mit einer Aufgabenverzichtsplanung und einer
Ausgabenreduktion von mindestens 2,6 Mia Fr. bis Ende 2004 verlangt, wurde
verschoben. *

Wahrend des laufenden Jahres behandelten die Rate mehrere Vorstosse, welche eine
Aufgabenverzichtsplanung verlangten: In der Sommersession lehnte der Nationalrat
eine von Sténderat Epiney (cvp, VS) (Mo. 02.3736) eingereichte Motion, welche eine
umfassende Uberpriifung der Bundesaufgaben verlangte, ab, da mit den
Entlastungsprogrammen 2003 und 2004 bereits entsprechende Schritte eingeleitet
seien. Auf Antrag des Bundesrates Uberwies er drei gleichlautende Motionen der SVP-,
CVP- und FDP-Fraktion (Mo. 02.3444, Mo. 02.3443, Mo. 02.3442) als Postulate, welche
eine schuldenbremsenkonforme Finanzplanung ohne Steuererh6hungen, eine
Verzichtsplanung sowie eine Beschrankung des Ausgabenwachstums auf das
Wirtschaftswachstum forderten und stimmte der Umwandlung einer weiteren Motion
der FDP-Fraktion (Mo. 02.3560) in ein Postulat zu, das die Kirzung der Ausgaben
verlangte. In der Herbstsession nahm der Nationalrat eine Motion der CVP-Fraktion
(Mo. 03.3311) an, welche die Uberpriifung von Aufgaben und Leistungen des Bundes und
der Strukturen der Bundesverwaltung sowie die Durchforstung der Rechtserlasse
forderte. Der Bundesrat hatte diesen Vorstoss lediglich in Postulatsform
entgegennehmen wollen. *°

Voranschlag

Entgegen dem urspringlichen Vorhaben, 500 Mio Fr. zusatzlich einzusparen,
unterbreitete die Finanzkommission des Nationalrates ihrem Rat schliesslich einen
Mehrheitsantrag, der einen Uberschuss von 71 Mio Fr. auswies. SVP-Vertreter warnten,
die strukturellen Defizite seien noch immer virulent, und forderten deshalb weitere
Ausgabenklrzungen. Gekilrzt werden sollte unter anderem bei der Swisscoy. Dieser
Antrag wurde aber vom Rat nicht unterstitzt. Zudem widersetzte sich das Plenum einer
Kirzung bei humanitaren Aktionen und bei der Nahrungsmittelhilfe. Beim Budget des
Volkswirtschaftsdepartements bekdmpfte Cuche (gp, NE) vergeblich die vorgesehene
Kirzung von 30 Mio bei den Direktzahlungen an die Landwirtschaft. Die Volkskammer
verzichtete ferner auf die Einsparungen beim Nationalstrassenunterhalt. Aufgestockt
wurde  schliesslich ~ beim  Schweizerischen  Nationalfonds. Dem  erhdhten
Nationalfondskredit stand jedoch der Standerat im Weg. Er lehnte einen
entsprechenden Antrag der FDP-Standeréatin Berger (NE) ab. Die Stdndekammer lehnte
auch einen von Epiney (cvp, VS) angeflhrten Minderheitenantrag zur Férderung der
Forschung im Bereich der erneuerbaren Energien ab. Bei der letzten Differenz, einer
vom Nationalrat beschlossenen Streichung der VBS-Kredite um 100 Mio Fr., flgte sich
der Nationalrat schliesslich dem Beschluss des Standerates. *
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 11.12.2006
ANDREA MOSIMANN

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energiepolitik

Im Berichtsjahr wurden die Beratungen Ulber die Neuordnung des Strommarktes
fortgefuhrt, es konnten jedoch noch nicht alle Differenzen ausgeraumt werden. Der
Sténderat widmete sich dem Geschaft in der Herbstsession. Seine vorberatende
Kommission hatte die Vorlage gebilndelt und legte dem Plenum nur noch das
Stromversorgungsgesetz vor. In dieses wurde die Anderung des Energiegesetzes
(Férderung erneuerbarer Energien) als Anhang integriert. Auf die Anderung des
Elektrizitatsgesetzes sollte vorerst verzichtet werden. Der Rat trat auf die Vorlage ein.
Gemass dem Vorschlag seiner Kommission entschied er, den Strommarkt in 2 Schritten
zu Offnen; in der ersten Etappe nur flr Grossverbraucher und erst nach Ablauf von 5
Jahren auch fiir KMU und private Haushalte. Der zweite Offnungsschritt wurde dem
fakultativen Referendum unterstellt. Ein Einzelantrag von Slongo (cvp, NW), den Markt
sofort fiur alle Firmen zu 6ffnen, lehnte der Rat mit 29:7 Stimmen klar ab. Auf Antrag
seiner Kommission beschloss der Stédnderat einstimmig, dass die grossen
Elektrizitatswerke ihre Netze in Aktiengesellschaften Uberfiihren und diese innert finf
Jahren in eine nationale Netzgesellschaft integrieren missen. Damit kam er sowohl den
Linken als auch den Anhangern eines unverfalschten Marktes entgegen, schaffte aber
eine weitere Differenz zum Nationalrat. Bereits die Eintretensdebatte zu den
erneuerbaren Energien zeigte grundséatzliche Differenzen zwischen Ratsrechter und
Ratslinker. Wéhrend linke und grine Votanten eine weitergehende Unterstitzung
forderten, warnten burgerliche Vertreter vor zu grossen Erwartungen und erklarten,
man kénne die Atomkraftwerke nicht einfach beiseite lassen. Der Rat beschloss, dass
die Wasserkraft bis zum Jahr 2030 um 5% ausgebaut werden soll. Die Kommission hatte
eine Steigerung von 7-8% angestrebt. Eine knappe Mehrheit mit Sommaruga (sp, BE) an
der Spitze lehnte diesen Vorschlag ab, weil sie beflrchtete, dass dadurch der
Gewasserschutz noch starker unter Druck geraten kénnte. Als weitere Differenz zum
Nationalrat beschloss der Standerat ein Sparziel. Der Endenergieverbrauch der privaten
Haushalte soll bis zum Jahr 2030 mindestens auf dem heutigen Niveau stabilisiert
werden. Den weitergehenden Antrag von Fetz (sp, BS), den Haushalt-Stromverbrauch
bis 2030 um 15% zu senken, lehnte die kleine Kammer deutlich ab. Nach kurzer
Diskussion nahm der Rat sodann einen Einzelantrag von Lauri (svp, BE) an, wonach im
Gesetz unterstrichen werden soll, dass neue Anlagen zur Energieerzeugung nur an
geeigneten Standorten errichtet werden durfen. Dem Antragssteller ging es dabei in
erster Linie um Windkraftwerke. Bei der Einspeisevergitung fir die Ubernahme von
Strom aus erneuerbaren Energien entschied der Stdnderat mit 31:4 Stimmen, dass die
Konsumenten einen Zuschlag von bis zu 0,5 Rappen pro Kilowattstunden zahlen sollen.
Die Kommission wollte Unternehmen mit Elektrizitatskosten von mehr als 10% der
Bruttowertschopfung ganz von der Abgabe zur Finanzierung der Einspeisevergitung
befreien. Der Rat sprach sich mit 26:12 Stimmen dafir aus, Unternehmen mit hohem
Elektrizitatsverbrauch nur teilweise von dieser Gebihr zu entlasten. Im Gegensatz zum
Nationalrat mochte er auch den Strom aus neuen kleinen Wasserkraftwerken mit einer
Leistung bis zu 10 Megawatt kostengerecht vergiten und damit einen finanziellen Anreiz
zum Ausbau der Wasserkraft schaffen. Stark umstritten war die Verteilung der
Fordergelder auf die verschiedenen erneuerbaren Energien. Die Kommission wollte die
maximale Vergltung pro eingespeister Kilowattstunde (kWh) auf das dreifache des
Marktpreises beschranken. Da bei der Fotovoltaik die Produktionskosten weit Gber dem
dreifachen Strompreis liegen, ware diese Vergltung fur sie nicht kostendeckend.
Sommaruga (sp, BE) pladierte daflr, die Fotovoltaik nicht durch diese Obergrenze
faktisch von einer Weiterentwicklung auszuschliessen, sondern einen fixen Anteil von
hochstens15% der Einnahmen aus der Einspeisevergltung fir ihre Fdrderung
einzusetzen. Dieser Vorschlag unterlag mit 23:22 Stimmen, wobei Ratsprasident
Buttiker (fdp, SO) den Stichentscheid féllte. Der Rat beschloss mit 25:18 Stimmen dem
Antrag von Epiney (cvp, VS) zu folgen und die maximale Vergitung pro eingespeister
kWh anfanglich auf das Flnffache, spater auf das Vierfache und nach 11 Jahren auf das
Dreifache des Marktpreises zu beschranken.

Die Vorlage ging zur Differenzbereinigung zurlick an den Nationalrat. Dieser schloss sich
in der Wintersession in den wesentlichen Punkten dem Standerat an. Er war mit der
Blndelung des Geschéafts in einer einzigen Vorlage, mit der nationalen Netzgesellschaft
und mit dem Ziel der Verbrauchsstabilisierung bis 2035 einverstanden. Beim
Netzzugang blieb hingegen eine gewichtige Differenz zur kleinen Kammer bestehen. Der
Nationalrat beflirwortete zwar, den Strommarkt in zwei Schritten zu 6ffnen und die
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vollstandige Liberalisierung dem fakultativen Referendum zu unterstellen. Gegen den
Widerstand der linken Ratsmitglieder stimmte er aber mit 91:85 Stimmen einem
Minderheitsantrag von Rutschmann (svp, ZH) zu. Gemass diesem Entscheid kénnen sich
Kleinunternehmen zusammenschliessen und bereits in der ersten
Liberalisierungsetappe vom freien Marktzugang profitieren, falls sie einen gemeinsamen
Jahresverbrauch von mindestens 100 Megawattstunden aufweisen. Eine weitere
Differenz blieb beim Artikel Gber Massnahmen zur Sicherstellung der Stromversorgung
bestehen. Der Nationalrat folgte dem Kommissionsvorschlag und beschloss,
erneuerbare Energien bei der Strombeschaffung zu bevorzugen. Ein Minderheitsantrag
von Rutschmann (svp, ZH), der forderte, in diesem Punkt der kleinen Kammer zu folgen
und erneuerbare Energien nicht zu privilegieren, wurde mit 103:75 Stimmen abgelehnt.
Bei der Férderung von erneuerbaren Energien folgte der Nationalrat dem Antrag seiner
Kommission und beschloss, die Mehrkosten fiir den Okostrom auf die Strompreise aller
Konsumenten zu Uberwalzen und einen Zuschlag von 0,6 Rappen pro Kilowattstunde
(kWh) zu erheben. Der Standerat hatte einen Zuschlag von 0,5 Rappen beschlossen. Ein
Minderheitsantrag, der besonders stromintensive Unternehmen vom Zuschlag
ausnehmen wollte, wurde im Nationalrat mit 116:57 Stimmen verworfen. Ebenfalls
abgelehnt wurden zwei Minderheitsantrage die anstrebten, den Zuschlag bei 0,3 bzw.
bei 0,5 Rappen pro kWh festzusetzen. *?

Kernenergie

Dans le cadre des traitements de la loi sur le marché de I'électricité, Epiney (pdc,VS) et
Maissen (pdc,GR) ont en vain proposé au Conseil des Etats une taxe qui frapperait le
nucléaire. Elle aurait été destinée a couvrir les frais de désaffectation des centrales et
le dépdt des déchets. Moritz Leuenberger a rappelé qu'il existait déja deux fonds pour
financer ces taches. Le Conseil national a ratifié par 92 voix contre 76 une proposition
analogue. **

Alternativenergien

Alors que le prix des carburants fossiles ne cesse de grimper, le parlement a marqué
son soutien aux biocarburants. A la suite du Conseil national, le Conseil des Etats a
adopté la motion du conseiller national Hegetschweiler (prd, ZH) visant a modifier la loi
sur l"alcool de sorte a exclure les alcools utilisés comme carburants du monopole de
la Confédération. Cette mesure doit permettre de faciliter I'importation de bioéthanol
étranger, moins cher que la production indigene, laquelle s'avéere de surcroit
clairement insuffisante au regard des besoins. Simon Epiney (pdc, VS), vice-président
de la CEATE-CE, a en outre relevé la complémentarité de cette modification de la loi
sur l'alcool avec la décision de I’Assemblée fédérale d’exonérer I'éthanol de I'impdt sur
les huiles minérales (LimpMin) dans la lutte pour la réduction des émissions de CO2. “*

Verkehr und Kommunikation
Verkehrspolitik

Lors du nouveau vote sur l'initiative parlementaire Himmerle (ps. GR) - qui demande
que La Poste, Swisscom et les CFF offrent des emplois et des places d'apprentissage
sur tout le territoire -, le Conseil national a fait volte-face et I'a écartée par 81 voix
contre 77. Cette décision suivait la recommandation de sa Commission des
télécommunications. La majorité bourgeoise trouvait les demandes de la motion trop
contraignante. Néanmoins, compte tenu du contexte de libéralisation qui soufflait sur
les anciennes régies et I'emploi, les conseillers nationaux ont accepté par 86 voix
contre 69 une motion d’Epiney (pdc, VS) (01.3206). Ce dernier souhaitait rappeler I'Etat
a la rescousse dans les secteurs non rentables de La Poste et des télécommunications,
via une taxe sur les bénéfices des secteurs privatisés. *
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Post und Telekommunikation

Au mois d’avril, le Conseil fédéral a mis en consultation le "paquet ficelé" de la banque
postale et de I'assouplissement de la majorité de la Confédération dans Swisscom, par
une vente d’actions. Quand bien méme les deux projets devaient faire I'objet d'un
unique article constitutionnel, et donc d’une seule votation, ils demeuraient sans lien
direct entre eux. Afin de doter en capital la nouvelle banque postale, la Confédération
prévoyait un investissement situé entre CHF 1,5 et 2 milliards. Les contours de cette
derniere étaient encore flous et tendaient a se fondre au niveau financier dans une
problématique plus large d’'une nouvelle baisse de la limite du monopole et d'une
recapitalisation de La Poste. Banque postale incluse, les besoins atteignaient CHF huit
milliards au total, dont CHF 5,5 milliards pour la création de sa propre caisse de
pension et CHF 500 millions pour développer des nouveaux secteurs d'activités comme
le e-business. Concernant Swisscom, le projet mis en consultation dégageait la
Confédération de I'obligation de rester actionnaire majoritaire. Il assortissait toutefois
cette proposition de cauteles, comme I'institution d’un droit de veto temporaire pour
pouvoir faire obstacle a I'arrivée d’un actionnaire indésirable.

La consultation s’est bouclée sur une opposition unanime de la droite et de la gauche a
I’encontre de I’article constitutionnel commun aux deux idées du projet. Le lien
constitutionnel, qui devait offrir une assise plus solide a ces deux projets, a été jugé
artificiel et inadéquat. De maniére générale, I'économie et les partis bourgeois
saluaient la suppression de la participation majoritaire de la Confédération dans
Swisscom. Mais pour eux, la vente des actions devait servir a autre chose qu’a une
banque postale, comme par exemple réduire la dette financiere de la Confédération. La
jugeant inutile, I'idée d'une banque postale financée par les fonds publics était a
écarter au profit de collaborations. De plus, selon eux, la création de cette nouvelle
institution protégée par un monopole et alimentée par des subventions pouvait créer
des risques de distorsion dans I'environnement bancaire. La gauche et les syndicats ont
développé un discours diamétralement opposé. lls soutenaient le projet de banque
postale, car ils y voyaient le seul moyen d’assurer la survie de La Poste et de
sauvegarder a la fois emplois, bureaux et service public. Bien que la vente d'actions
Swisscom permettrait de financer la banque postale, la gauche et les syndicats se sont
opposés a la privatisation, car ils craignaient que les postes de travail et la couverture
du territoire national ne soient plus assurés, en particulier dans les régions
périphériques.

Devant les désastreux résultats de la consultation et la conviction d'un échec
programmeé en votation, le Conseil fédéral a renoncé a son paquet La Poste - Swisscom.
Il a décidé de dénouer les deux projets et de les poursuivre séparément et & des
rythmes différents. Le projet de banque postale a pris la direction des oubliettes. La
Poste devra se contenter de collaborer avec des établissements bancaires. Le
gouvernement a annoncé qu’il proposera au parlement une recapitalisation de La Poste
pour lui permettre de financer de tels développements. En outre, il a promis pour le
début de 2002 une "vue d’ensemble" de I'évolution du marché postal. Ce rapport
abordera le probleme de la réorganisation du réseau de bureaux, la poursuite de la
libéralisation du marché, la définition du service postal universel, ainsi que son
financement. Sur ce dernier point, deux idées circulaient : I'introduction de taxes de
concessions pour les autres opérateurs du marché et le versement de compensations
pour les prestations d'intérét général effectuées par La Poste. Ce systéme de
compensations ou de redevances avait notamment été avancé au Conseil des Etats par
une motion d’Epiney (pdc, VS) (01.3206). Celle-ci exigeait une indemnisation pour les
prestations peu rentables de La Poste, mais aussi des télécoms. La Chambre Haute
donnait son aval par 20 voix contre 8. En ce qui concerne Swisscom, le Conseil fédéral a
fait marche arriere sur la question d’abandonner la disposition Iégale qui oblige la
Confédération a détenir la majorité de ses actions. Le repli des marchés financiers et
les difficultés du secteur des télécommunications ont rendu caduque la nécessité
d’agir. “
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Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Zu diesem Themenkreis waren auch im Stéanderat drei Motionen eingereicht worden.
Die Vorstdsse Onkens (sp, TG) (Mo 90.832) und Webers (Idu, ZH) (Mo 90.881) wurden
problemlos als Postulate Uberwiesen, derjenige Zimmerlis (svp, BE) (Mo 90.678), der
aufgrund seiner konkreten Ausgestaltung auf Opposition stiess, bendtigte dazu die
Gunst des Prasidenten, welcher ihn bei einem Patt von 8 zu 8 Stimmen mit
Stichentscheid Uberwies. *

Raumplanung

Die grosse Kammer sprach sich auf Antrag der Mehrheit ihrer Kommission knapp fur
eine vom Standerat im Frihjahr gegen den Widerstand Bundesrat Kollers Uberwiesene
Motion Zimmerli (svp, BE) aus, welche eine flexiblere Ordnung der in der
Landwirtschaftszone geltenden Nutzungsvorschriften verlangte. Wéhrend der
Bundesrat zur Rechtfertigung seiner ablehnenden Haltung besonders auf die von den
Kantonen noch weitgehend ungenutzten Ausnahmemdglichkeiten im bestehenden
Gesetz verwies, furchtete die Kommissionsminderheit, welche hauptsachlich von
Sozialdemokraten gebildet wurde, aber neben einem Mitglied der Fraktion der Grinen
auch je einen Vertreter der FDP sowie der SVP umfasste, dass mit der Motion die
bestehende gesetzliche Regelung untergraben wirde. *®

Im Dezember letzten Jahres hatte der Standerat - gegen den Willen des Bundesrates -
eine Motion von Zimmerli (svp, BE) (90.780) Uberwiesen, in welcher durch eine
Teilrevision des Raumplanungsrechts eine teilweise Offnung von Landwirtschaftszonen
fiir landwirtschaftsfremde Bauten verlangt wurde. Im Mai kam der Bundesrat dem
Auftrag des Parlaments nach, indem er eine Expertenkommission unter der Leitung des
Obwaldner Baudirektors Durrer einsetzte. Das 18képfige Gremium setzt sich aus
Fachleuten der Landwirtschaft, des Natur- und Heimatschutzes, der Raumplanung und
der Wirtschaft zusammen. *

Eine vom Obwaldner Landammann  Adalbert Durrer (cvp) prasidierte
Expertenkommission befasste sich mit der Umsetzung einer 1991 Gberwiesenen Motion
Zimmerli (svp, BE) (90.780), welche eine Lockerung des Raumplanungsgesetzes (RPG)
im Bereich Landwirtschaft und Landschaft fordert. Die Experten schlugen vor, dass in
der Landwirtschaftszone nicht mehr nur bodenabhédngige Nutzungen moglich sein
sollen. Zugelassen waren klnftig auch Bauten und Anlagen, die zur langfristigen
Erhaltung eines Landwirtschafts- oder Gartenbaubetriebs dienen. Darunter fallen auch
bodenunabhangige Betriebsteile wie die Intensivmast oder Hors-sol-Kulturen und
Anlagen fur die Aufbereitung, die Lagerung und den Verkauf von betriebseigenen
Erzeugnissen. Mit einem erweiterten Ausnahmetatbestand im RPG sollen die Kantone
ausserdem die Kompetenz erhalten, Zweckénderungen von bestehenden Bauten
ausserhalb der Bauzone zuzulassen, wenn das dadurch erzielbare Einkommen zur
langfristigen Erhaltung des landwirtschaftlichen oder gartenbaulichen Betriebs
erforderlich ist. Nicht beanspruchte landwirtschaftliche Gebdude kénnten als
Ferienwohnungen genutzt werden. Der vom Bundesrat in die Vernehmlassung
geschickte Kommissionsvorschlag stiess in Umweltkreisen, bei Parteien und der
Wirtschaft auf massive Kritik und wurde auch von einer Mehrheit der Kantone
abgelehnt. So wirde gemass vielen Kritikern die bisherige strikte Trennung von Bau-
und Nichtbaugebiet unterlaufen, und es drohe eine beschleunigte Zersiedelung. Auf
Opposition stiess vor allem auch die Zulassung bodenunabhéangiger Agrar-
Industrie. So beflrchtete das Gewerbe eine Privilegierung der Bauern, welche auf
billigstem Boden auf gewerbliche Tatigkeit umsteigen kénnten. Nur die SVP und der
Schweizerische Bauernverband begrissten die Vorlage vorbehaltlos. ®
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Kritisch bis ablehnend ist im Vernehmlassungsverfahren eine Teilrevision des
Raumplanungsgesetzes (RPG) aufgenommen worden, die eine Offnung der
Landwirtschaftszonen fiir kommmerzielle und gewerbliche Zwecke zum Ziel hat. Eine
vom Obwaldner Landammann Adalbert Durrer (cvp) présidierte Expertenkommission
hatte sich mit der Umsetzung dieses auf eine Motion Zimmerli (svp, BE)
zurlickgehenden Anliegens befasst und sich fiir eine weitgehende Offnung der
Landwirtschaftszone ausgesprochen. 17 Kantone, vier Parteien (SP, Griine, LP, SD), alle
Umweltorganisationen, fast alle Gruppierungen aus dem Bereich Planung und
Bodenrecht sowie der Gemeindeverband lehnten die Vorlage ab; neun Kantone, die
burgerlichen Bundesratsparteien und die grossen Wirtschaftsverbande formulierten
gewichtige Vorbehalte. Im Zentrum der Kritik standen dabei die Vorschlage, die
Bodenabhangigkeit landwirtschaftlicher und gartenbaulicher Nutzungen aufzuweichen
sowie die Agrarzone fur gewerbliche Nutzungen zugénglich zu machen. Die Vorlage
verletze durch die Preisgabe der Bodenabhangigkeit oder durch die Zulassung
vollstandiger Zweckdnderungen bestehender landwirtschaftlicher Bauten zur
gewerblichen Nutzung den verfassungsméssig garantierten Grundsatz der Trennung
von Baugebiet und Nichtbaugebiet und wirde zu Kollisionen mit dem béauerlichen
Bodenrecht oder sogar zu dessen Aushohlung fihren. Konsensfahig erschien dagegen
der Vorschlag, nicht mehr bendtigte landwirtschaftliche Bauten vermehrt fur
Wohnzwecke nutzen zu dirfen. Der Bundesrat schickte die Vorlage zur Uberarbeitung
zurlick und legte Rahmenbedingungen fest. So sollten Bauten fir bodenunabhéngige
Produktion in der Landwirtschaftszone vor allem in Zusammenhang mit der
sogenannten ,inneren Aufstockung®, d.h. der Sicherung eines landwirtschaftlichen
Betriebes durch Angliederung von Bauten zur bodenunabhangigen Produktion, zuléssig
sein. Das Gebiet ausserhalb von Bauzonen sei gewerblichen Téatigkeiten jedoch nur in
sehr beschranktem Umfang zu 6ffnen. Die vermehrte Nutzung nicht mehr bendtigter
landwirtschaftlicher Bauten solle grundséatzlich erméglicht werden. ©

Ende Mai stellte der Bundesrat die Elemente der kinftigen Raumordnungspolitik der
Schweiz vor. Er leitete dem Parlament eine Teilrevision des RPG zu, die auf eine
~kontrollierte®™ Lockerung der Bau- und Nutzungsvorschriften in den
Landwirtschaftszonen abzielt und dafilir sorgen soll, dass die Landwirtschaft kiinftig
besser auf die neuen Herausforderungen reagieren kann. Die Revisionsarbeiten gehen
auf eine Motion des Berner SVP-Standerates Ulrich Zimmerli zurlck. Die Teilrevision
schlagt Anderungen auf zwei Ebenen vor: Zum einen soll die Zonenkonformitat fiir
Bauten und Anlagen in der multifunktionellen Landwirtschaftzone neu umschrieben
werden, zum anderen sollen Bauten, die infolge des Strukturwandels fur den bisherigen
Zweck nicht mehr benotigt werden, unter strengen Voraussetzungen auch zu
landwirtschaftsfremden Zwecken umgenutzt werden darfen. Kernstick der
Neuumschreibung der Zonenkonformitét bildet der kunftige Verzicht auf die
Unterscheidung zwischen bodenabhéngiger und bodenunabhangiger Bewirtschaftung.
Als zonenkonform sollen kiinftig all jene neuen Bauten und Anlagen gelten, die
unabhéangig von der Produktionsweise fir Landwirtschaft oder Gartenbau unerlésslich
sind und im Interesse einer langerfristigen Betriebsfihrung erstellt werden. Damit
werden Hors-sol-Gewachshduser und Mastbetriebe kinftig gleich behandelt wie
bodenabhangige Landwirtschaft. Der Bundesrat unterstrich jedoch, dass ihr
Entwicklungspotential beschréankt bleiben solle und hielt die Kantone dazu an,
Landwirtschaftszonen weiterhin zu unterscheiden.

Als weiterer wichtiger Revisionspunkt wird die Maoglichkeit er6ffnet, funktionslos
gewordene Bauten zu landwirtschaftsfremden Zwecken umzunutzen. So sollen
Landwirte nicht mehr bendtigte Bauernhauser als Wohn- und Ferienhauser nutzen
kénnen. Méglich sind bauliche Veranderungen, um etwa Ferien auf dem Bauernhof
anbieten zu kénnen, Kantone durfen klnftig aber auch rechtskonform zulassen, dass
leerstehende Bauernhéuser von Personen bewohnt werden, die nicht oder nicht mehr
in der Landwirtschaft tatig sind. Die Umnutzung bleibt aber auf das zum Zeitpunkt der
Bewilligungserteilung vorhandene Bauvolumen beschrankt. Mit dieser Regelung wirden
auch zahlreiche ohne Bewilligung in Ferienhduser umgebaute Rustici und Maiensassen
legalisiert. Schliesslich soll die Landwirtschaftszone fur gewerbliche Nutzungen
zugénglich gemacht werden. Dabei beharrte der Bundesrat aber darauf, dass eine
gewerbliche Nutzung eng an die Landwirtschaft angelehnt sein und die gewerbliche
Tatigkeit - gemessen am Haupterwerb - von untergeordneter Bedeutung bleiben muss.
Von der Kompetenz vollstandiger Zweckanderungen bestehender Gebaude fir beliebige
gewerbliche Tatigkeiten in der Landwirtschaftszone, wie sie die von Adalbert Durrer
(cvp, OW) prasidierte Expertenkommission vorgeschlagen hatte, und die von
Gewerbekreisen im letztjahrigen Vernehmlassungsverfahren stark kritisiert worden war,
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sah er ab. %

Bodenrecht

Nachdem die Kommission die Bestimmungen im vorgegebenen Sinn bereinigt hatte,
konnte die Vorlage in der Herbstsession zur endglltigen Beratung kommen. Hier wurde
auf Antrag Zimmerlis (svp, BE), welcher bereits die Kommissionsminderheit in der
Verfahrensfrage angefliihrt hatte, entgegen der Vorlage der Kommissionsmehrheit die
Privilegierung des Selbstbewirtschafters festgeschrieben, indem die Bewilligung
verweigert werden muss, wenn «der Erwerber nicht Selbstbewirtschafter ist», der
Kaufer nach dem Handel mehr Land hatte, als flr «eine Uberdurchschnittlich gute
Existenz einer béauerlichen Familie» notig ist oder das Grundstlck ausserhalb des
«ortstblichen Bewirtschaftungsbereichs» liegt. Ausnahmen von diesem Grundsatz sind
jedoch zulassig, namentlich, wenn der Erwerb der Schaffung oder Arrondierung eines
Pachtbetriebes oder einer Versuchsanstalt dient sowie zur Gewahrleistung einer
vernlnftigen Bodenpolitik durch die 6ffentliche Hand. Zu verweigern ist die Bewilligung
schliesslich auch, wenn ein «Ubersetzter Preis» vereinbart wurde, wobei Uber die
Definition eines solchen Preises zwischen dem Sténderat und der vorberatenden
Kommission des Nationalrats zur Zeit noch Uneinigkeit besteht. In dieser Form wurde
das Gesetz vom Standerat mit 24 zu 5 Stimmen verabschiedet.

Ende Oktober nahm auch die Nationalratskommission die Beratungen, welche sie
unterbrochen hatte, um die Entscheidung der kleinen Kammer abzuwarten, wieder auf
und verabschiedete Ende Dezember eine Fassung, welche weitgehend derjenigen des
Standerats entspricht, mit der gewichtigen Ausnahme jedoch, dass das Gesetz auch auf
die Nebenerwerbsbetriebe ausgedehnt werden soll. %

Neben den persénlichen Eingaben auf parlamentarischer Ebene war am 8. April 1993
eine Standesinitiative des Kantons Genf eingereicht worden, welche die ersatzlose
Abschaffung der ,Lex Friedrich™ forderte. Wahrend sich die zustandige Kommission des
Standerats dazu grundsatzlich positiv ausgesprochen hatte, lehnte sie der Bundesrat in
seiner Stellungnahme als zu weitgehend ab, stellte jedoch bis Ende Jahr die
Ausarbeitung einer Teilrevision des betreffenden Gesetzes in Aussicht. Dartber hinaus
solle eine Expertengruppe bis 1995 mit einer allfalligen Aufhebung der .Lex Friedrich™
verbundene legislative Massnahmen abklaren.

Die von Zimmerli (svp, BE) geleitete Stdnderatskommission begrisste die Erklarung des
Bundesrats, behielt aber ihren Druck auf die Landesregierung aufrecht, indem sie der
Genfer Standesinitiative durch eine eigene Kommissionsmotion (93.3378) sowie ein
Kommissionspostulat (93.3379) teilweise Folge geben wollte. Darin wird der Bundesrat
aufgefordert, den eidgendssischen Raten bis Mai 1994 eine Vorlage zu einer raschen
Teilrevision der ,Lex Friedrich® zu unterbreiten. Die darin vorgesehene
Bewilligungspflicht solle grundsatzlich auf reine Kapitalanlagen sowie den Erwerb von
Ferien- und Zweitwohnungen bzw. diesen entsprechende Bauten beschrankt werden.
Die neue gesetzliche Regelung habe insbesondere den wirtschaftlichen Bedurfnissen
des Industrie- und Finanzsektors, der Tourismus- und Bergregionen sowie der
Vertréglichkeit mit entsprechenden auslandischen Gesetzgebungen wund der
Vereinbarkeit mit dem durch die Européaische Union und dem GATT gesetzten Recht zu
entsprechen. Gleichzeitig wird der Bundesrat aufgefordert, ebenfalls bis Mai 1994
aufzuzeigen, durch welche Gesetzesmassnahmen die ,Lex Friedrich™ abgeldst werden
kann.

In der Herbstsession lberwies das Ratsplenum sowohl die beiden auch von Bundesrat
Koller beflrworteten Vorstdsse seiner Kommission wie auch die vom Bundesrat aus
staatspolitischen Uberlegungen, unter Bezugnahme auf das Schlagwort der
JUberfremdungsgefahr®, abgelehnte Motion Reymond (Ip, VD) (93.30817) fiir eine
vollstandige und definitive Abschaffung des Gesetzes Uber den Erwerb von
Grundstucken durch Personen im Ausland. Gegen solch ein radikales Vorgehen hatte
sich der Bundesrat bereits wenige Tage zuvor, anléasslich der Prasentation der Zahlen
der Immobilienverkéufe an im Ausland lebende Personen, ausgesprochen. Diese zeigen,
nach Jahren nicht ausgeschopfter Hochstkontingente, seit 1992 eine Trendwende an,
nahm doch die Zahl der Gesuche in jenem Jahr um 65% gegenlber dem Vorjahr zu;
eine Tendenz, die auch im Berichtsjahr - soweit entsprechende Zahlen vorliegen -
weiter anhielt. **
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Der Nationalrat beschloss auf Antrag seiner Rechtskommission, einer
parlamentarischen Initiative Epiney (cvp, VS) Folge zu leisten, welche die Erleichterung
des Wiederverkaufs von Immobilien zwischen Auslandern fordert. Nach der geltenden
Regelung mussen Auslander, die ihre Immobilie verdussern wollen, bisweilen tUber ein
Jahr zuwarten, bis der nachfolgende Besitzer die Bewilligung zum Kauf des Objektes
von der kantonalen Behdrde erhalten hat. Die Kontingente werden durch die
Wiederverkaufe zwischen Auslandern zudem stark belastet. Im Kanton Wallis warteten
1998 beispielsweise Uber 200 Dossiers auf eine Bewilligung, wovon nur rund die Hélfte
den Neukauf einer Immobilie betrafen. Nationalrat Pelli (fdp, TI) wies mit einer
Interpellation darauf hin, dass Schweizer Immobilienkaufer im benachbarten Ausland
wegen Gegenmassnahmen zur Lex Friedrich auf Benachteiligungen stossen. Der
Bundesrat versicherte hingegen in seiner Antwort, dass in Deutschland, Frankreich und
Osterreich keinerlei Diskriminierungen fiir Schweizer bestiinden, allein in Italien seien
Immobilienkdufe durch Schweizer Birger an gewisse Auflagen gebunden. *®

Der Nationalrat stimmte auf Antrag seiner Rechtskommission einer Anderung des
Bundesgesetzes liber den Erwerb von Grundstiicken durch Personen mit Wohnsitz im
Ausland mit 126:1 Stimmen zu. Die auf eine Initiative Epiney (cvp, VS) zuriickgehende
Anderung sieht vor, dass Handanderungen unter Auslanderinnen und Ausldndern und
Verkdufe von Miteigentum bei Ferienwohnungen kinftig nicht mehr zu den
Kontingenten zahlen. Bundesratin Metzler bestéatigt, dass sich die Lockerungen kaum
auswirkten, da mit Ausnahme des Wallis kein Kanton seine Kontingente ausgeschopft
habe. Die Stellungnahme des Bundesrates fallt positiv aus. *

In der Friihjahressession billigte das Parlament einstimmig eine Anderung des
Bundesgesetzes iiber den Erwerb von Grundstiicken durch Personen im Ausland. Die
auf eine 1999 gutgeheissene parlamentarische Initiative Epiney (cvp, VS) zurlickgehende
Anderung sieht Erleichterungen beim Weiterverkauf von Ferienwohnungen unter
Auslanderinnen und Auslandern vor. ¥

Wohnungsbau und -eigentum

Am 7. Februar kam die Volksinitiative <«Wohneigentum fiir alle» des
Hauseigentimerverbandes zur Abstimmung. Auf der Gegnerseite wurde vor der
Abstimmung durch den Mieterverband und den Gewerkschaftsbund eine intensive
Kampagne gefliihrt. Der Mieterverband stellte in grossen Zeitungsinseraten die Fairness
der Vorlage in Frage. Der Eigenheimbesitzer sei nach dem geltenden Gesetz bereits
bevorzugt, weil er im Gegensatz zu den Mieterinnen und Mietern einen Teil der
Aufwendungen flurs Wohnen von den Steuern abziehen kdénne. Mit seiner Initiative wolle
nun der Hauseigentimerverband zuséatzlich eine Reduktion des Eigenmietwertes und
damit ein weiteres Steuergeschenk erwirken. Auch die Parteileitung der SP empfahl die
Initiative einstimmig zur Ablehnung. Ein Uberparteiliches Komitee «Nein zur
Hauseigentimer-Initiative», welches durch die Standerate Zimmerli (svp, BE) und Beerli
(fdp, BE) préasidiert wurde und welchem Uber 100 Parlamentarier beigetreten waren,
warnte vor Steuererhéhungen und Kurzungen im Sozialbereich, die nach der Annahme
notwendig wirden. Schutzenhilfe erhielten die Gegner der Initiative auch durch
Bundesrat Villiger, der auf die enormen Steuerausfédlle hinwies. Die kantonalen
Finanzdirektoren schlugen ebenfalls Alarm. Sie bezifferten die jéhrlichen Steuerausfalle
in neun untersuchten Kantonen insgesamt auf tber CHF 500 Mio.

Auf der Beflirworterseite machten sich in erster Linie Exponenten des
Hauseigentimerverbandes fur die Initiative stark. Sie prasentierten eine Studie des
Basler Wirtschaftsprofessors Tobias Studer (erschienen im Méarz 1997 im Auftrag des
HEV), wonach die Initiative zu einer starken Zunahme der privaten Bauinvestitionen und
damit zu Steuermehreinnahmen fihren wirde. Die SVP beschloss mit 235 zu 22
Stimmen - entgegen der Meinung ihrer Kantonalsektionen Graubinden, Jura und
Appenzell-Ausserrhoden - deutlich die Ja-Parole.

FDP und CVP taten sich schwer damit, eine Parole zu verabschieden. Die
Delegiertenversammlung der FDP spaltete sich in zwei fast gleich grosse Lager.
Bundesrat Kaspar Villiger und Parteiprasident Steinegger pladierten fur die Nein-Parole,
weil die Initiative hauptséchlich jenen diene, die bereits Wohneigentum beséssen und
sich hinter der Vorlage heimliche Subventionen in Milliardenhéhe verbergen wurden.
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Fur die Initiative sprach Nationalrat Dettling (fdp, SZ), Prasident des Schweizerischen
Hauseigentimerverbandes. Zum Schluss obsiegten die Gegner mit 101 zu 83 Stimmen. In
der Folge fassten nicht weniger als 16 Kantonalsektionen die Ja-Parole. Das knappe Nein
wurde von Steinegger als Auftrag verstanden, nach erfolgreicher Sanierung der
Bundesfinanzen die allgemeinen Steuersatze zu senken. Die Parteispitze schlug den
Delegierten zudem vor, auf die Abschaffung des Eigenmietwertes bei gleichzeitiger
Streichung des Schuldzinsabzugs hinzuarbeiten. Die Abzlige fur den Unterhaltsaufwand
hingegen sollen beibehalten werden. Die Parole der CVP, die an der
Delegiertenversammlung vom 17. Januar gefasst wurde, war im Vergleich zur FDP
deutlicher ausgefallen. Nationalrat Baumberger (cvp, ZH), seinerseits Vorstandsmitglied
des Hauseigentimerverbandes, versuchte seine Partei vergeblich fir eine Zustimmung
zur Initiative zu gewinnen. Mit 215 gegen 68 stimmten die Delegierten gegen die
Annahme der Initiative und folgten damit dem Apell ihres Parteiprasidenten Durrer, an
den Beschlissen des Runden Tisches zur Haushaltssanierung festzuhalten.

In der Abstimmung lehnte das Schweizer Stimmvolk die Initiative «Wohneigentum fur
alle» mit 58,7% Neinstimmen ab. Nur die Kantone Aargau, Glarus und Schwyz hiessen
die Initiative gut. Am klarsten gegen die Vorlage gestimmt haben stadtische Gebiete
(Basel-Stadt 79,4%), aber auch landliche Kantone wie Uri oder Graublinden lehnten die
Initiative mit mehr als 60% Nein ab. Uberdurchschnittlich stark fiel die Ablehnung auch
in der franzésischen Schweiz

Eidgendssische Volksinitiative ,Wohneigentum fiir alle™
Abstimmung vom 7. Februar 1999

Beteiligung: 38,2%
Ja: 721'717 (41,3%) / 3 Stande
Nein: 1'025'025 (68,7%) /17 6/2 Sténde

Parolen:

-Ja: SVP (3*), FP, Lega, LP (3*), SD; Baumeisterverband, SGV, Bauernverband.

- Nein: SP, FDP (16%), CVP (2*), GP, LdU, EVP, PdA, EDU; SGB, VSA, Mieterinnen- und
Mieterverband, Hausverein Schweiz, CNG.

- Stimmfreigabe: Vorort

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 8

Umweltschutz
Gewasserschutz

La Commission de I'environnement, de I'aménagement et du territoire du Conseil
national (CEATE-CN) a décidé de donner suite & une initiative de la CEATE-CE traitant
du débit résiduel minimal des cours d’eau. Le projet veut flexibiliser des dérogations
pour les débits résiduels dans la loi fédérale sur la protection des eaux, réglementer
|"assainissement des débits résiduels pour les petites centrales hydrauliques dignes de
protection, créer une réglementation dans la loi fédérale sur la protection des eaux
pour réduire les atteintes aux cours d’eau dues aux écluses et préparer des mesures
pour ameéliorer |'utilisation rentable de la force hydraulique. L'initiative de la CEATE-CE
fait suite & une initiative parlementaire Epiney (pdc, VS). Celle-ci demandait la
modification de la loi sur la protection des eaux, afin de permettre aux entreprises
électriques hydrauliques d’augmenter leur production. Le démocrate-chrétien valaisan
a toutefois retiré son initiative parlementaire en février 2004. %

In die gleiche Richtung wie der Vorschlag von Leuenberger zielt auch die von den Réaten
2007 Uberwiesene Motion Epiney (cvp, VS), welche ebenfalls einen Gegenvorschlag zur
Volksinitiative verlangt. Es wird gefordert, bei der Ubertragung von Strom auf
Hochspannungsnetzen einen Zuschlag von 0,1 Rappen pro Kilowattstunde zu erheben.
Aus dem Ertrag soll die Renaturierung von Flissen und Béachen finanziert werden. ¢°
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Suchtmittel

Im Mérz leitete der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft zur Revision des
Betdubungsmittelgesetzes (BetmG) zu. In den grossen Linien entsprachen seine
Vorschlage dem Vernehmlassungsentwurf aus dem Vorjahr. So sollen der
Cannabiskonsum und dessen Anbau zum Eigengebrauch straffrei sowie Herstellung und
Vertrieb  von  Cannabisprodukten  fur kommerzielle = Zwecke nach dem
Opportunitatsprinzip zugelassen, aber streng reglementiert werden (Verkauf nur an
volljahrige, in der Schweiz wohnhafte Personen, Verbot von Export und Import sowie
Kontrolle der angebauten und gehandelten Mengen); eine Umfrage der Schweiz.
Fachstelle fur Alkohol- und Drogenprobleme ergab, dass ein Viertel der Jugendlichen
regelmassig Cannabis raucht - ohne sozial abzustirzen. In der Gesamtgesellschaft hat
die Bereitschaft, Cannabis als ,normales™ Genussmittel anzusehen, stark zugenommen.
Handel und Konsum von harten Drogen wie Heroin und Kokain bleiben weiter strafbar;
der Bundesrat war allerdings der Auffassung, der Konsum solle, falls er nicht in der
Offentlichkeit stattfindet, gemass dem Opportunititsprinzip ebenfalls von der
Strafverfolgung ausgenommen werden kénnen, ebenso die sogenannten
Vorbereitungshandlungen (Kauf und Besitz geringer Mengen zum Eigengebrauch). Die
Vier-Saulen-Politik des Bundes (inkl. heroingestltzte Therapie), bisher durch einen
dringlichen Bundesbeschluss geregelt, wird in ordentliches Recht Uberfihrt.

Der Standerat behandelte die Vorlage in der Wintersession. Die Verankerung des Vier-
Saulen-Modells mit der kontrollierten Heroinabgabe war nicht bestritten. Den
Hauptdiskussionspunkt bildete der kiinftige Umgang mit Cannabis. Beflirworter und
Gegner einer Entkriminalisierung waren quer durch alle Parteien zu finden. Erkennbar
war der traditionelle drogenpolitische Graben zwischen fortschrittlicher
Deutschschweiz und bremsender Romandie. Gegnerische Wortflihrer waren Studer (sp,
NE), Langenberger (fdp, VD) und Epiney (cvp, VS), die monierten, der Cannabiskonsum
durfe nicht gesellschaftsfahig werden. Aus der Deutschschweiz erhielten sie die
Unterstitzung der SVP. Die Ratsmehrheit machte flur ihre Zustimmung die
gesellschaftliche Realitat, die geringe Schadlichkeit von Cannabis im Vergleich zu Tabak
und Alkohol sowie die Stérkung des Jugendschutzes geltend. Mit 32 zu 8 Stimmen
wurde die Strafbefreiung von Konsum und Anbau zum Eigenbedarf schliesslich
gutgeheissen, die Alterslimite allerdings auf 18 Jahre hinaufgesetzt; der Bundesrat hatte
16 Jahre vorgeschlagen. Gar oppositionslos passierte die Zulassung eines streng
kontrollierten Anbaus zu kommerziellen Zwecken. Zurtckhaltender als die Regierung
zeigte sich die kleine Kammer beim Konsum von harten Drogen: dieser soll in allen
Fallen strafbar bleiben, eine Aufweichung beim privaten Konsum nach dem
Opportunitatsprinzip schien dem Standerat nicht angebracht. Das revidierte Gesetz
wurde einstimmig verabschiedet. ¢

Sozialhilfe

Fachleute und Politiker wiesen immer wieder auf den engen Zusammenhang zwischen
Armut und Wohnungsnot hin. Diese Einsicht fand auch im Parlament ihren
Niederschlag, wo eine parlamentarische Initiative der Kommission des Sténderates und
drei Motionen (Mo. 90.259, Mo. 90.778 und Mo. 90.839) eingereicht wurden, die den
Bundesrat beauftragen, in diesem Bereich konkrete Massnahmen zur Verhinderung von
Hartefallen zu ergreifen. Die Motion Zimmerli (svp, BE; Mo, 90.679) im Standerat wurde
spater wieder zuriickgezogen.

Mit zwei Motionen wollten die Nationalrdte Epiney (cvp, VS) und Jutzet (sp, FR) (Mo.
98.3633) erreichen, dass bei Betreibungen insbesondere von Familien mit Kindern ein
Existenzminimum garantiert wird, welches ungeféhr jenem der neuen SKOS-Richtlinien
entspricht. Der Bundesrat verwies darauf, dass mit der Revision des Bundesgesetzes
Uber Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG), welche 1997 in Kraft trat, alle
Fursorgeleistungen absolut unpfandbar sind. Zudem sei bereits mit dem eigentlichen
SchGK den Vollstreckungsbehérden ein grosser Ermessensspielraum eingerdumt
worden. Aus diesen Grinden erachte die Landesregierung es als nicht dringend,
zentrale Fragen der Lohnpfandung erneut zu regeln, doch zeigte sie sich bereit, das
Anliegen zu prufen, weshalb sie in beiden Féllen Umwandlung in ein Postulat beantrage.
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Beide Vorstésse wurden jedoch von Stamm (fdp, AG), jener von Jutzet zudem von
Bortoluzzi (svp, ZH) bekdmpft und somit vorderhand der Diskussion entzogen. ¢

Sozialversicherungen
Erwerbsersatzordnung (EO)

Eintreten auf die Vorlage war in der kleinen Kammer nicht bestritten, doch erténten
sehr kritische Voten aus den Reihen der FDP. Am heftigsten ausserte sich Schiesser
(GL). Er gestand zwar gute Grinde fir eine MSV ein und bezeichnete die Vorlage als
letztlich moderat. Er erinnerte Bundesratin Dreifuss aber auch an die ungeldsten
Finanzierungsprobleme in den anderen Sozialversicherungen und stellte bei der
Landesregierung einen Mangel an klaren Vorstellungen und nachhaltigen Konzepten
zum Sozialversicherungssystem fest. Die Vorlage fand hingegen Unterstitzung bei den
beiden FDP-Frauen Saudan (GE) und Forster (SG), welche betonten, die heutigen
Ungleichheiten im arbeitsrechtlichen Mutterschaftsschutz mdussten unbedingt
korrigiert werden. Die Vertreter der CVP stellten sich - traditionellerweise - voll und
ganz hinter die MSV, vor allem da mit dem neuen Finanzierungsmodell ein durchaus
wirtschaftsfreundlicher Vorschlag zur Debatte stehe. Die SP beteiligte sich nicht an der
Eintretensdebatte.

Zu Beginn der Detailberatung stellte Beerli (fdp, BE) den Antrag, auf die Grundleistung
fiir alle Miitter zu verzichten. Die Grundbeitrége stellten in Tat und Wahrheit eine
“Geburtspramie” dar, die in einer liberalen Gesellschaft nicht zu suchen habe. Eine
Versicherung kéonne nur einen Schaden ausgleichen, und der erfolge eben beim
Erwerbseinkommen. Mit der Einfuhrung der Grundbeitrége werde das Versicherungs-
mit einem Bedarfssystem im gleichen Gesetz vermischt, wobei es sich bei der
Geringfligigkeit der Betrége gar nicht um echte Bedarfsleistungen handle, fur die
ohnehin die Kantone zustédndig wéren. Mit ihrer Argumentation fand die Bernerin nicht
viel Gehér. Sowohl Brunner (sp, GE) wie Delalay (cvp, VS) erinnerten an die vielen
Frauen, die aufgrund ihrer familidaren Pflichten gar nicht auswarts arbeiten kdénnen;
ohne Grundleistung wirden diese Frauen fir ihr Engagement zugunsten der Familie
quasi bestraft. Simmen (cvp, SO) setzte sich ebenfalls klar fir die Grundbeitrage ein; es
gehe weniger um die Frage, ob es eine echte Versicherung sei oder nicht, sondern
vielmehr um einen gesellschaftspolitischen Entscheid fur die Zukunft der Familien. Mit
25 zu 8 Stimmen wurde der Antrag Beerli deutlich abgelehnt. Mehr Glick hatte Respini
(cvp, TI) mit seinem Antrag, die Adoption der leiblichen Geburt gleichzusetzen und mit
analogen Leistungen zu honorieren. Die Kommission hatte diesen Vorschlag des
Bundesrates wieder aus der Vorlage gekippt. Mit Unterstitzung von Bundesrétin
Dreifuss setzte er sich mit 23 zu 11 Stimmen durch.

Die Geister schieden sich dann aber vor allem an der Frage, ob die Erh6hung der MWSt
in einer speziellen Abstimmung oder zusammen mit dem Gesamtpaket, das der
Bundesrat im Jahr 2000 oder 2001 fir die finanzielle Sicherung der Sozialwerke (AHV
und IV) vorlegen will, erfolgen soll. Vor allem die Vertreter der FDP und SVP
bezeichneten eine generelle Abstimmung als "Mogelpackung” und drangten auf eine
Grundsatzabstimmung vor Einfuhrung der MSV, da es nicht angehe, einen neuen
Versicherungszweig einzufihren, bevor dessen langfristige Finanzierung gesichert sei.
Von ihren Kontrahenten aus SP und CVP mussten sie sich deshalb den Vorwurf gefallen
lassen, auf diese Weise die gesamte Vorlage torpedieren zu wollen. Auch Bundesrétin
Dreifuss pladierte fur eine Verschiebung der Abstimmung, da Kaskadenabstimmungen
zur MWSt vermieden werden sollten, und zu verhindern sei, dass die verschiedenen
Sozialwerke gegeneinander ausgespielt werden. Schliesslich stand eine Gruppe aus FDP,
SVP und einzelnen Christdemokraten einer gleich starken Koalition bestehend aus der
SP, der Mehrheit der CVP und einzelnen Freisinnigen aus der Romandie gegentber. Mit
20 zu 20 Stimmen flhrte die Abstimmung denn auch zu einem Patt. Ratsprasident
Zimmerli (svp, BE) gab den Stichentscheid zugunsten einer vorgezogenen
Abstimmung. ¢
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Berufliche Vorsorge

Die rot-griine Minderheit im Nationalrat méchte die Pensionskassengelder ebenfalls
zur Forderung des Wohnungsbaus heranziehen, allerdings nur in beschréanktem Mass
und primar zur Gewahrung von giinstigen Hypothekardarlehen sowohl flr
selbstbewohntes Eigentum als auch flr den allgemeinen Wohnungsbau. In diese
Richtung zielten drei eingereichte Vorstésse (Mo. 90.479, Po. 90.790), von denen ein
Postulat Longet (sp, GE) im Berichtsjahr Uberwiesen wurde. Eine von Sténderat
Zimmerli (svp, BE) eingereichte Motion (Mo. 90.678) méchte ebenfalls einen Teil des
Vorsorgekapitals zumindest vorubergehend zur Entlastung des Uberhitzten
Hypothekarmarktes einsetzen.

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Unter dem Eindruck rassistischer und fremdenfeindlicher Erscheinungen wurde eine
parlamentarische Gruppe gegrindet, die zu einem offenen Verhalten gegenlber
religiosen und ethnischen Minderheiten in der Schweiz beitragen, Angste und
Aggressionen abbauen helfen und durch Information einen Beitrag zur Festigung
humanitarer Werte in der Schweiz leisten will. Den Initianten Zimmerli (svp, BE),
Grendelmeier (Idu, ZH), Couchepin (fdp, VS) und Loeb (fdp, BE) schlossen sich in der
Folge 86 weitere Parlamentarierinnen und Parlamentarier an. Die Gruppe wird von der
Luzerner CVP-Nationalratin Dormann présidiert. Im Vorstand sind Parlamentarier der
FDP, SP, SVP, LP sowie des LdU und der Grinen. ¢

Familienpolitik

Im Berichtsjahr nahm der Standerat die Beratung der 1993 eingereichten
parlamentarischen Initiative Haering (sp, ZH) auf, welche einen straffreien Abbruch in
den ersten 14 Wochen der Schwangerschaft verlangt, und die vom Nationalrat 1998 in
diesem Sinn verabschiedet worden war. Neben einem Nichteintretensantrag Hofmann
(svp, ZH) lag dem Plenum ein Antrag Schmid (svp, BE) auf Riickweisung an die
Kommission vor, um die parlamentarische Initiative koordiniert mit der Volksinitiative
behandeln sowie noch offene Fragen zwischenzeitlich abklaren resp. nach weiteren
moglichen Lésungen suchen zu kénnen. Nach langerer Diskussion, die sich vor allem um
ethische Fragen drehte, und in der Epiney (cvp, VS) erneut das von seiner Partei
favorisierte ,Schutzmodell™ einer Fristenldsung innerhalb der ersten 12 Wochen mit
obligatorischer Beratungspflicht durch eine staatliche Stelle ins Spiel brachte, wurde
mit 35 zu 6 Stimmen zwar Eintreten beschlossen, aus Ricksicht gegenliber der CVP, die
im Fall einer Ablehnung ihres Modells bereits offen mit dem Referendum drohte, aber
der Rickweisungsantrag Schmid mit 25 zu 18 Stimmen angenommen. ¢’

Der Sténderat als Zweitrat verabschiedete das Bundesgesetz Uber die eingetragene
Partnerschaft gleichgeschlechtlicher ~Paare (Partnerschaftsgesetz) einstimmig.
Vergebens beantragte der Walliser CVP-Vertreter Epiney RUckweisung an die
Kommission mit dem Auftrag, nicht ein eheahnliches Institut zu schaffen, das vom Volk
nur schwerlich akzeptiert wirde, sondern die Frage Uber privatrechtliche Vertrage zu
|6sen. Schweiger (fdp, ZG) hielt dem entgegen, der Staat habe flr Ehepaare so viele
Regelungen getroffen, die sich nur mit weiteren Rechtsinstituten auf
gleichgeschlechtliche Paare Ubertragen liessen. Sukkurs erhielt er von Bundesrat
Blocher, einem einstigen Gegner der Vorlage, der betonte, homosexuelle Paare sollten
einen gesetzlichen Rahmen fir die gegenseitige Fir- und Vorsorge im Rahmen des
offentlichen Rechts erhalten. Verbal mochte niemand Epiney unterstitzen. In der
Abstimmung erhielt der Rickweisungsantrag aber dennoch 11 Stimmen. Abgesehen von
wenigen redaktionellen Details folgte die kleine Kammer Bundes- und Nationalrat. In
der Schlussabstimmung wurde das Partnerschaftsgesetz vom Nationalrat mit 112 zu 51
und vom Sténderat mit 33 zu 5 Stimmen bei 4 Enthaltungen angenommen. Das von der
EVP und der EDU bereits im Vorjahr im Nationalrat angekindigte Referendum gegen
das Partnerschaftsgesetz kam mit etwas Uber 67'000 Unterschriften zustande. ¢
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Bildung, Kultur und Medien

Medien
Medienpolitische Grundfragen

Im Gegensatz zum Nationalrat und zum Bundesrat erweiterte der Stinderat das
Zeugnisverweigerungsrecht fir Medienschaffende. Mit 20 zu 13 Stimmen folgte er
einem Antrag Zimmerli (svp, BE), der ein absolutes Redaktionsgeheimnis festschreiben
wollte, das nur in zwei Situationen durchbrochen werden kann. Erstens, wenn dadurch
eine Person aus einer unmittelbaren Gefahr flir Leib und Leben gerettet werden kann,
oder zweitens, wenn ohne das Zeugnis ein Totungsdelikt oder ein anderes, mit einer
Mindeststrafe von drei Jahren Zuchthaus bedrohtes Verbrechen nicht aufgeklart
werden kann. Das gilt flr zehn Straftatbestdnde. Bundespréasident Koller bedauerte,
dass mit dieser Regelung neuere Tatbestande wie das organisierte Verbrechen oder
Geldwascherei nicht abgedeckt waren. In bezug auf die Veréffentlichung von amtlich
geheimen Dokumenten folgte der Stédnderat der restriktiven Linie des Nationalrates
und beschloss - jedoch knapp, mit 16 zu 15 Stimmen - dass diese weiterhin strafbar
bleiben soll. ¢

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

An der SVP-Neujahrstagung sorgte die von Stéanderat Zimmerli (BE) eingebrachte
Forderung nach einem Institut fir internationale Konfliktforschung in der Schweiz fur
Aufsehen. Er setzte damit einerseits ein Zeichen fiir die Offnung der Partei,
andererseits Uberraschte er das Publikbm mit der Idee einer nicht auf rein

militarischer, sondern auch auf kultureller Basis gegriindeten Konfliktforschungsidee
70
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